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Öffentliche Ausschreibung zur Ausrichtung 
des BRANDENBURG-TAGES 199 

Bekanntmachung des Chefs der Staatskanzlei 
Vom 5. März 1997 

4. Zuschlag 

Die ausgewählte Stadt/Gemeinde erhält den Zuschlag zur Aus-
richtung des BRANDENBURG-TAGES unter dem Vorbehalt 
der Einstellung der Mittel in den Haushalt 1999. 

1. Gegenstand 

Das Land Brandenburg beabsichtigt, jährlich ein Landesfest, 
den BRANDENBURG-TAG, zu veranstalten. Er soll an wech-
selnden Orten des Landes stattfinden. Ziel des Begegnungs-
und Kulturfestes ist es, eine selbstbewußte Identifizierung der 
Brandenburgerinnen und Brandenburger mit ihrem Land zu 
fördern. Es bietet der ausrichtenden Stadt und Region eine 
gute Plattform für ein auch überregional wirkendes - und 
damit auch dem Land zugute kommendes - Standortmarketing. 

2. Teilnehmerkreis 

Um die Ausrichtung des BRANDENBURG-TAGES können 
sich alle Städte, Gemeinden und Amter des Landes mit mehr 
als 10.000 Einwohnern und alle Kreisstädte bewerben. 

3. Auswahlverfahren 

Zur Unterstützung des BRANDENBURG-TAGES wurde ein 
Kuratorium gebildet, dem Vertreter gesellschaftlicher Organi-
sationen und Verbände sowie weitere vom Ministerpräsidenten 
berufene Persönlichkeiten angehören. 

Das KURATORIUM BRANDENBURG-TAG trifft aus allen 
eingegangenen Bewerbungen nach von ihm zu bestimmenden 
Kriterien eine Vorauswahl. Dabei läßt es sich insbesondere 
leiten von 

- 	regionaler Ausgewogenheit (Berücksichtigung aller Regio- 
nen des Landes) 

- der Zustimmung der Gemeindevertretung und Organisa- 
tionskraft der Gemeindeverwaltung 

- der Finanzplanung 
- der Verkehrsanbindung 
- der Eignung der Veranstaltungsorte innerhalb der Stadt/ 

Gemeinde 
- 	der Gewährleistung der Eigenständigkeit des BRANDEN-

BURG-TAGES und eines erkennbaren stadtspezifischen 
Profils, das den BRANDENBURG-TAG '99 prägen soll. 

Nach Ablauf der Bewerbungsfrist können die Bewerber - so-
fern das Kuratorium dies für erforderlich hält - Gelegenheit 
erhalten, ihr Konzept vor dem Kuratorium zu präsentieren. 

Auf Vorschlag des Kuratoriums trifft die Landesregierung die 
endgültige Entscheidung über den Ausrichtungsort des BRAN-
DENBURG-TAGES '99. 

5. Finanzierung 

Die ausrichtende Stadt/Gemeinde trägt die Regiekosten vor 
Ort (Verwaltungsgebühren, Kosten der Verkehrsbetriebe, An-
schluß- und Verbrauchskosten aller Medien u. ä.) sowie die 
Kosten eigener Veranstaltungen. Das Land trägt die übrigen 
Kosten für die Organisation und Durchführung des BRAN-
DENBURG-TAGES. Die Kosten für den kommunalen und 
den Landeshaushalt sollen durch Einwerbung von Sponsoren--
geldem und Medienkooperationen reduziert werden. 

6. Bewerbung 

Der Bewerbung für den BRANDENBURG-TAG müssen fol-
gende Unterlagen beigefügt werden: 

- 	Aussagen zu einem Leitthema, inhaltlichen und kulturellen 
Schwerpunkten und zu regionalen Besonderheiten, die den 
BRANDENBURG-TAG im Jahr 1999 prägen sollen 

- Beschluß der Stadtverordnetenversammlung über die Be-
werbung zur Ausrichtung des BRANDENBURG-TAGES 
einschl. einer Erklärung zur Übernahme der Regiekosten 

- Aussagen zur Verkehrsanbindung der Austragungsstadt 
sowie zur innerstädtischen Verkehrserschließung der Ver-
anstaltungsorte 

- Lageplan und Fotos der für die Veranstaltungen vorgese-
henen Flächen mit Angaben über Lage innerhalb der Stadt, 
Größe, derzeitige Nutzung, Bebauung und Untergrund. 

Bewerbungsunterlagenkönnen ab sofort beim KURATORIUM 
BRANDENBURG-TAG angefordert werden. 

7. Termin 

Die Bewerbungen sind bis zum 15. Juli 1997 zu richten an: 

KURATORIUM BRANDENBURG-TAG  
c/o  pro Brandenburg e. V. 
Burgstraße 30 
14467 Potsdam 

Die Entscheidung der Landesregierung über die Ausrichter-
städt für den BRANDENBURG-TAG '99 wird voraussichtlich 
im September 1997 bekanntgegeben. 
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Allgemeines 

Anwendungsbereich 

Grundlage der nachfolgenden Hinweise zur Durch-
führung des Asylverfahrens und für die Aufenthalts-
beendigung abgelehnter Asylbewerber und ihrer Fa-
milienangehörigen sind 

1.1.1.1 das Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juli 1993 (BGBl. I 
S. 1361), 

1.1.1.2 das Ausländergesetz (AuslG) vom 9. Juli. 1990 
(BGBl. I S. 1354) und 

1.1.1.3 Verordnung der Landesregierung über Zuständigkeiten 
im Ausländer- und Asylverfahrensrecht (Ausländer-
und Asyl-Zuständigkeitsverordnung - AAZV) vom 
16. September 1996 (GVBI. H S. 748). 

Soweit im Text Tätigkeiten des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (Bundesamt) 
angesprochen werden, sind dies lediglich Hinweise auf 
gesetzlich festgelegte Aufgaben. 

1.1.2 Die Nummern 6.2, 6.4, 6.6, 6.7, 6.8, 6.9, 6.10 und 11 
gelten auch für Ausländer, die kein Asylverfahren 
betrieben haben. An die Stelle der Zentralen Auslän-
derbehörde für Asylbewerber (ZABH) tritt die jeweils 
zuständige Ausländerbehörde. 

1.2 	Aufnahmeeinrichtung 

Die Aufnahmeeinrichtung des Landes Brandenburg für 
Asylbegehrende nach § 44 Abs. 1 AsylVfG ist die 
Zentrale Ausländerbehörde für Asylbewerber (ZABH) 
mit der ihr zugeordneten Erstaufnahmeeinrichtung 
Eisenhüttenstadt. Die Aufnahmeeinrichtung hat folgen-
de Aufgaben: 

1.2.1 Ersterfassung aller Ausländer, die in Brandenburg um 
Asyl nachsuchen oder Brandenburg zugeteilt werden 
und Weiterleitung der Asylsuchenden an die Aufnah-
meeinrichtungen anderer Bundesländer (§ 46 Abs. 2 
AsylVfG), nach Entscheidung der vom BMI bestimm-
ten Verteilungsstelle  (EASY-Verfahren), 

1.2.2 Aufnahme der Asylbewerber nach § 47 Abs. 1 und 2 
AsylVfG, bei denen Entscheidungen im beschleunigten 
Verfahren vermutlich möglich sind, bis zur Aufent-
haltsbeendigung und der Asylbewerber, bei denen 
kurzfristige Entscheidungen vermutlich nicht möglich 
sind, bis zum Abschluß der Anhörung durch die zu-
geordnete Außenstelle des Bundesamtes für die An-
erkennung ausländischer Flüchtlinge - jeweils jedoch 
für längstens drei Monate -, 

1.2.3 Zustellungen und formlose Mitteilungen an den Asyl-
bewerber gemäß § 10 Abs. 4 AsylVfG. 

1.3 	Begriffsbestimmungen 

1.3.1 Ausländer im Sinne dieses Organisationserlasses sind 
Ausländerinnen und Ausländer gemäß § 1 Abs. 2 
AuslG. 

1.3.2 Asylsuchende im Sinne dieses Organisationserlasses 
sind Ausländerinnen und Ausländer gemäß § 1 Abs. 1 
AsylVfG, solange sie noch keinen Asylantrag nach 
§§ 13, 14 AsylVfG gestellt haben und die Frist des 
§ 67 Abs. 1 Nr. 2 AsylVfG noch nicht abgelaufen ist. 

1.3.3 Asylbewerber im Sinne dieses Organisationserlasses 
sind Ausländerinnen und Ausländer gemäß § 1 Abs. 1 
AsylVfG, wenn sie einen Asylantrag gestellt haben. 

2 	Zuständigkeiten, Zusammenarbeit der Behörden 

2.1 	Zusammenarbeit, 

Die bei der Durchführung des Asylverfahrensgesetzes 
auftretenden Probleme sollen möglichst direkt zwi-
schen den beteiligten Behörden, Dienststellen und 
Gerichten geklärt werden. Die Übersendung von Akten 
und Schriftstücken sowie erforderliche Unterrichtungen 
sollen regelmäßig direkt und ohne zeitliche Verzöge-
rung erfolgen. 

2.2 	Aktenführung 

2.2.1 Die ZABH führt die Originalakten über den Asylbe-
werber, solange er verpflichtet ist, sich in der Aufnah-
meeinrichtung aufzuhalten (§§ 47 bis 50 AsylVfG). 

2.2.2 Ist der Asylbewerber nicht mehr verpflichtet, sich in 
der Aufnahmeeinrichtung aufzuhalten, führt die zustän-
dige örtliche Ausländerbehörde (im folgenden: Aus-
länderbehörde) die Akten über den Asylbewerber. Sie 
verwahrt alle Unterlagen, die von der ZABH, der 
Außenstelle des Bundesamtes oder dem Bundesamt 
übersandt werden (z. B. Pässe, Führerscheine, Geburts-
urkunden). Dies gilt auch für Asylbewerber, die nach 
landesintemer Verteilung vor Eintreffen in dem zu-
gewiesenen Bereich einer Ausländerbehörde unterge-
taucht sind, 

2.2.3 Im Schriftverkehr sind grundsätzlich auch die für den 
Ausländer beim Bundesamt geführten Aktenzeichen 
sowie die Personalien des Ausländers (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Herkunftsland) anzugeben. 

2.3 	Ausländerdateien 

2.3.1 Solange der Ausländer verpflichtet ist, in der Aufnah-
meeinrichtung zu wohnen, führt die ZABH die Aus-
länderdatei A und nach Verlassen der Aufnahmeein-
richtung die Datei B entsprechend der Verordnung 
über die Führung von Ausländerdateien durch die 
Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen . 
(Ausländerdateienverordnung - AuslDatV -, 
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BGBl. 1990 I S. 2999). Die ZABH genügt dieser 
Pflicht durch die Anwendung des EDV-Verfahrens 
"BrAsyl". 

2.3.2 Ist der Ausländer nicht oder nicht mehr verpflichtet, 
sich in den Aufnahmeeinrichtungen aufzuhalten, wer-
den die Ausländerdateien durch die Ausländerbehörde 
geführt, in deren Bezirk sich der Ausländer aufzuhal-
ten hat. 

2.4 	Ausländerzentralregister (AZR) 

2.4.1 Die erstmalige AZR-Abfrage und -Meldung werden 
grundsätzlich von der Außenstelle des Bundesamts in 
der Aufnahmeeinrichtung in Eisenhüttenstadt durch-
geführt, sobald der Asylsuchende seinen Asylantrag 
gestellt hat. 

2.4.2 Folgt der in der Aufnahmeeinrichtung aufgenommene 
Asylsuchende seiner Verpflichtung zur Antragstellung 
nicht, werden die erstmalige AZR-Abfrage und -Mel-
dung von der ZABH veranlaßt. 

2.4.3 Meldet sich ein Asylsuchender oder Asylbewerber, der 
von einer Behörde bzw. Dienststelle an eine andere 
Behörde oder Dienststelle weitergeleitet wurde, bei 
dieser nicht, nimmt die Zielbehörde die AZR-Abfrage 
und -Meldung vor. 

2.4.4 Im übrigen werden AZR-Abfragen und -Meldungen 
von der ZABH, in deren Aufnahmeeinrichtung der 
Ausländer zu wohnen verpflichtet ist und bei einem 
Ausländer, der nicht in einer Aufnahmeeinrichtung zu 
wohnen hat, von der Ausländerbehörde, in deren Zu-
ständigkeitsbereich der Ausländer Wohnung zu neh-
men hat, veranlaßt. Dies gilt auch dann, wenn der 
Ausländer nach dem Verlassen der Aufnahmeeinrich-
tung in dem Bezirk der zugewiesenen Ausländerbehör-
de nicht eintrifft (s. Nummer 2.2.2). 

2.5' Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 

Für die Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung gel-
ten die Nummern 2.4.2 bis 2.4.4 entsprechend. Die 
Ausschreibung darf nur von hierzu besonders ermäch-
tigten Personen veranlaßt werden (§ 66 Abs. 2 Satz ,2 
AsylVfG). 

3 	Aufgaben der ZABH als Aufnahmeeinrichtung 
nach § 44 Abs. 1 AsylVfG 

3.1 	Verteilung (bundesweit) 

3.1.1 Die ZABH leitet die Asylsuchenden auf der Grundlage 
der Entscheidung der zentralen Verteilungsstelle ge-
mäß § 46 Abs. 2 AsylVfG mit Hilfe des DV-gestütz-
ten Verteilungsverfahrens  "EASY"  an die Aufnahme-
einrichtungen anderer Bundesländer weiter. 

3.1.2 Die Aufnahme der Asylsuchenden in der Aufnahme-
einrichtung des Landes bedarf keiner gesonderten Ver-
fügung. 

3.2 	Sicherung der Unterlagen 

3.2.1 Die ZABH erhebt von dem Asylsuchenden die not-
wendigen Angaben und nimmt die in § 15 Abs. 2 
Nr. 4 und 5 i. V. mit Abs. 3 AsylVfG genannten Un-
terlagen in Verwahrung, worüber sie dem Asylsuchen-
den eine gesonderte Bescheinigung ausstellt. Kommt 
der Asylsuchende seiner Verpflichtung zur Herausgabe 
seines Passes oder Paßersatzes nicht nach und beste-
hen Anhaltspunkte, daß er im Besitz eines solchen 
Dokumentes ist, so ist er im Rahmen des § 15 Abs. 4 
AsylVfG durch eine Person gleichen Geschlechts zu 
durchsuchen. Eine Durchsuchung soll auch erfolgen, 
wenn Anhaltspunkte bestehen, daß der Asylsuchende 
im Besitz sonstiger Urkunden und Unterlagen im 
Sinne des § 15 Abs. 2 Nr. 5 AsylVfG (insbesondere 
Fahrausweise und Flugscheine) ist. 

3.2.2 Außerdem fertigt die ZABH die erforderliche Anzahl 
von Lichtbildern. 

3.3 	Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender 

Die ZABH stellt dem Asylsuchenden eine Bescheini-
gung über die Meldung als Asylsuchender aus, mit der 
er sich bis zur Asylantragstellung auszuweisen hat. Die 
Bescheinigung ist mit einem gestempelten Lichtbild zu 
versehen. Ehegatten erhalten jeweils eine Ausfertigung 
der Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchen-
der mit einem eigenen Lichtbild. Kinder unter 16 Jah-
ren werden auf den Bescheinigungen der Eltern aufge-
führt. Eine Ausfertigung der Bescheinigung wird zu 
den Akten genommen. 

3.4 	Asylsuchende aus anderen Bundesländern 

Ein Asylsuchender aus einem anderen Bundesland, der 
Brandenburg zugeteilt wird, hat sich ebenfalls in der 
ZABH zu melden. Nummer 3.2 ist anzuwenden. 

4 	Verfahren bei Meldung eines Asylsuchenden bei 
anderen Behörden 

4.1 	Weiterleitung an die ZABH 

4.1.1 Sucht ein Ausländer bei einer Grenzbehörde oder 
Ausländerbehörde um Asyl nach, obliegen diesen die 
Aufgaben nach Nummer 3.2. Über die sichergestellten 
Unterlagen wird eine formlose Bescheinigung ausge-
stellt, aus der auch Datum und Uhrzeit der. Meldung 
als Asylsuchender hervorgeht. 

4.1.2 Sucht ein Ausländer bei der Polizei um Asyl nach, 
übernimmt diese die Sicherung der Unterlagen 'ent-
sprechepd den Regelungen in Nummer 3.2.1 und 
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nimmt die erkennungsdienstliche Behandlung des 
Asylsuchenden vor (§ 16 Abs. •I Asy1VfG). Dem 
Ausländer wird formlos bestätigt, daß er um Asyl 
nachgesucht hat. Auf der Bestätigung ist die erken-
nungsdienstliche Behandlung zu vermerken. Durch-
druck der Bestätigung wird der ZABH zugeleitet. Die 
Polizei unterrichtet die ZABH über das Asylersuchen 
und weist den Ausländer auf die für die Entgegen-
nahme des Asylantrages zuständige Stelle hin. Werden 
von der Polizei Unterlagen sichergestellt' oder be-
schlagnahmt, wird eine formlose Bescheinigung ausge-
stellt, aus der sich Art und Anzahl der Unterlagen 
ergibt. Sucht der Ausländer bei der Ausländerbehörde 
um Asyl nach, so kann auf Ersuchen der Ausländerbe-
hörde die erkennungsdienstliche Behandlung durch die 
Polizei erfolgen. Die erkennungsdienstliche Behand-
lung ist auf der Bescheinigung über die Meldung als 
Asylsuchender zu vermerken. 

4.1.3 Die Grenzbehörde, die Ausländerbehörde oder die 
Polizei leiten den Asylsuchenden unverzüglich an die 
ZABH (Aufnahmeeinrichtung) weiter. 

4.1.4 Die Mehrfertigungen der formlosen Bescheinigung 
über das Asylersuchen des Ausländers, die erken-
nungsdienstlichen Unterlagen sowie die in Verwahrung 
genommenen Unterlagen sind unverzüglich der ZABH 
zu übermitteln. Eine Mehrfertigung der formlosen 
Bescheinigung nimmt die Behörde oder Dienststelle zu 
ihren Akten. 

	

4.2 	Nichterscheinen des Asylsuchenden bei der Aufnah- 
meeinrichtung (ZABH) 

Trifft der Asylsuchende nicht innerhalb von 48 Stun-
den, nachdem er an die ZABH weitergeleitet wurde, in 
der Aufnahmeeinrichtung ein, leitet diese die ihr über-
sandten erkennungsdienstlichen Unterlagen an die 
Außenstelle des Bundesamts weiter. Die übrigen Un-
terlagen verbleiben bei der ZABH. Die AZR-Abfrage 
und -Meldung sowie die Ausschreibung zur Aufent-
haltsermittlung gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 1 Asy1VfG 
erfolgen durch die ZABH. 

	

4.3 	Verfahren bei Asylsuchenden, die den Asylantrag 
nach § 14 Abs. 2 Asy1VfG beim Bundesamt zu 
stellen haben 

4.3.1 Sucht ein Ausländer, der einen Asylantrag nach § 14 
Abs. 2 Asy1VfG beim Bundesamt zu stellen hat, bei 
der ZABH oder einer Ausländerbehörde um Asyl 
nach, ist er darauf hinzuweisen, daß er einen Antrag 
beim Bundesamt stellen muß. Ein schriftlich einge-
reichter Asylantrag ist unverzüglich an das Bundesamt 
weiterzuleiten. Eine Bescheinigung nach Nummer 3.3 
ist nicht auszustellen. Die Erhebung der notwendigen 
Angaben sowie die Sicherung der Unterlagen nach 
Nummer 3.2 sind durchzuführen. Die ZABH oder die 
Ausländerbehörde übersendet die in Verwahrung ge-
nommenen Unterlagen an das Bundesamt und bestätigt  

dem Asylsuchenden Art und Umfang der eingezoge-
nen Unterlagen formlos. 

4.3.2 Die Ausländerbehörde, in deren Bereich der Asylsu-
chende sich tatsächlich aufhält, stellt die Aufenthalts-
gestattung aus. 

4.4 	Einreise aus einem sicheren Drittstaat 

4.4.1 Stellt die Ausländerbehörde bei der Erhebung der 
vorläufigen Angaben und der Sicherung der Unter-
lagen eines Asylsuchenden fest, daß dieser aus einem 
sicheren Drittstaat eingereist ist, prüft sie unverzüglich, 
ob eine Zurückschiebung nach § 19 Abs. 3 AsylVfG 
in Verbindung mit § 61 Abs. 1 AuslG möglich ist. Ist 
die Zurückschiebung möglich, ordnet die Ausländerbe-
hörde diese an und führt sie durch. 

4.4.2 Wird bei einem Ausländer, der bei der Polizei um 
Asyl nachsucht, festgestellt, daß der Asylsuchende aus 
einem sicheren Drittstaat eingereist ist, informiert die 
Polizei unverzüglich die Ausländerbehörde. Die Aus-
länderbehörde wird daraufhin nach Nummer 4.4.1 
tätig. 

4.4.3 Der Asylsuchende ist vor der Zurückschiebung erken-
nungsdienstlich zu behandeln (§ 41 Abs. 3 Satz 2 
AuslG). 

Nummer 4.1.2 ist entsprechend anzuwenden. Die Aus-
länderbehörde übersendet das Fingerabdruckblatt direkt 
dem Bundeskriminalamt. Es ist deutlich mit "ASZ" zu 
kennzeichnen. Hinzuzufügen sind die Angabe des 
betreffenden Drittstaates und das Datum der Zurück-
schiebung. 

5 - 	Durchführung des Asylverfahrens 

5.1 	Meldung bei der ZABH (Aufnahmeeinrichtung) 

Die ZABH nimmt die Meldung eines Ausländers, der 
seinen Asylantrag bei der Außenstelle des Bundes-
amtes in Eisenhüttenstadt zu stellen hat, entgegen. 

5.2 	Antragstellung bei der Außenstelle des Bundesam-
tes 

5.2.1 Dem Asylsuchenden wird mittels eines Laufzettels 
durch die ZABH der Termin für die Stellung des 
Asylantrags bei der Außenstelle des Bundesamtes 
mitgeteilt. Die ZABH übersendet der Außenstelle des 
Bundesamts eine Mehrfertigung der Bescheinigung 
über die Meldung als Asylsuchender zusammen mit 
den Unterlagen nach Nummer 3.2 und etwaigen erken-
nungsdienstlichen Unterlagen. 

5.2.2 Die ZABH vergewissert sich über die Antragstellung, 
wenn die Außenstelle des Bundesamts die ZABH nicht 
innerhalb einer Woche nach Meldung von sich aus 
darüber unterrichtet hat. 
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5.2.3 Die Außenstelle des Bundesamts stellt dem Ausländer 
die Aufenthaltsgestattung aus. Die Bescheinigung über 
die Meldung als Asylsuchender soll dabei eingezogen 
werden. 

	

5.3 	Verweigerung der Asylantragstellung 

Hat der Asylsuchende innerhalb von zwei Wochen, 
nachdem er um Asyl nachgesucht hat, noch keinen 
Asylantrag bei der Außenstelle des Bundesamts ge-
stellt, schreibt die ZABH den Ausländer zur Aufent-
haltsermittlung entsprechend § 66 AsylVfG aus. 

	

5.4 	Gesundheitsuntersuchung 

5.4.1 Die ZABH veranlaßt die Gesundheitsuntersuchung des 
Asylsuchenden. 

5.4.2 Das Verfahren richtet sich nach dem Runderlaß des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen 'Durchführung des Asylverfahrensgesetzes -
Untersuchung von Asylbewerberinnen und Asylbewer-
bern nach § 62 AsylVfG und amtsärztliche Kontrolle 
von Gemeinschaftsunterkünften" vom 28. Juni 1993 
(ABI. S. 1318). 

	

5.5 	Verteilung (landesintern) 

5.5.1 Wenn die Außenstelle des Bundesamts der ZABH die 
Daten der Asylbewerbtr mitteilt, bei denen eine kurz-
fristige Entscheidung nach § 50 Abs. 1 Satz 1 
AsylVfG nicht möglich ist, sind diese Asylbewerber 
aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen und inner-
halb des Landes zu verteilen. Das gleiche gilt, wenn 
der Asylbewerber aus anderen Gründen nicht mehr 
verpflichtet ist, in der Aufnahmeeinrichtung zu woh-
nen. 

5.5.2 Die ZABH bittet die Außenstelle des Bundesamts um 
Nachricht, wenn drei Wochen nach der Stellung des 
Asylantrags weder eine Mitteilung nach § 50 Abs. 1 
Satz 1 AsylVfG ergangen noch über den Asylantrag 
entschieden worden ist. 

5.5.3 Die ZABH teilt dem Bundesamt innerhalb von drei 
Arbeitstagen nach einer Verteilungsentscheidung den 
Bezirk der Ausländerbehörde mit, in dem der Aus-
länder nach der Verteilung Wohnung zu nehmen hat. 
Die Ausländerbehörde teilt dem Bundesamt unver-
züglich die genaue Adresse des Asylbewerbers mit. 

5.5.4 Die ZABH übersendet die Ausländerakte über den 
Asylbewerber unverzüglich an die für den Wohnsitz 
des Asylbewerbers zuständige Ausländerbehörde. 

	

5.6 	Länderübergreifende • Umverteilung nach § 51 
AsylVfG 

5.6.1 Eine länderübergreifende Umverteilung ist nur vor 
dem Zeitpunkt der rechtskräftigen negativen Entschei-
dung des Bundesamtes über den Asylantrag zulässig. 

5.6.2 Über Anträge nach § 51 Abs. 2 AsylVfG auf Umver-
teilung eines Asylbewerbers nach Brandenburg ent-
scheidet die Ausländerbehörde, für deren Bezirk die 
Aufnahme beantragt wurde. Sie fordert von der Aus-
länderbehörde des abgebenden Bundeslandes eine 
Stellungnahme über den Verfahrensstand an. Die Stel-
lungnahme soll Angaben über die persönlichen Ver-
hältnisse des Asylbewerbers, den Stand seines Asyl-
verfahrens, die zuständige Außenstelle des Bundesamts 
und das zuständige Verwaltungsgericht enthalten. 

5.6.3 Die Ausländerbehörde erläßt einen schriftlichen Be-
scheid gegenüber dem Asylbewerber. Im Falle einer 
positiven Entscheidung ist eine Mehrfertigung des 
Bescheids nachrichtlich an die ZABH und die Aus-
länderbehörde des abgebenden Bundeslandes zu über-
senden. Bezüglich der Mitteilung der genauen Adresse 
des Asylbewerbers gilt Nummer 5.5.3 entsprechend. 
Im Falle einer negativen Entscheidung ist die beteiligte 
Ausländerbehörde durch Übersendung einer Mehrferti-
gung des Bescheides zu unterrichten. 

5.6.4 Eine Zustimmung zur Umverteilung nach Brandenburg 
erfolgt nur in den in § 51 Abs. 1 AsylVfG aufgeführ-
ten Fällen. Sonstige humanitäre Gründe von vergleich-
barem Gewicht im Sinne dieser Vorschrift liegen 
insbesondere vor 

5.6.4.1 bei alleinstehenden volljährigen Kindern, die das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zur Er-
möglichung der Haushaltsgemeinschaft mit ihren El-
tern und 

5.6.4.2 bei sonstigen Familienangehörigen, wenn diese oder 
die bereits in Brandenburg untergebrachten Familien-
angehörigen auf die besondere Betreuung durch die 
jeweils anderen Familienangehörigen angewiesen sind. 

5.6.5 Beantragt ein Asylbewerber eine Umverteilung in ein 
anderes Bundesland, teilt die Ausländerbehörde der 
nach § 51 Abs. 2 AsylVfG zuständigen Behörde des 
anderen Bundeslandes den Verfahrensstand nach Num-
mer 5.6.2 Satz 3 mit. Erfolgt die Umverteilung in das 
andere Bundesland, unterrichtet die bisher zuständige 
Ausländerbehörde die ZABH, das Bundesamt und die 
für die Gewährung von Leistungen zuständigen Stel-
len. 

5.6.6 Die ZABH veranlaßt den quotenmäßigen Ausgleich 
nach § 52 AsylVfG. Sie ist daher über jede Umver-
teilung in Kenntnis zu setzen. 

5.7 	Landesinterne Umverteilung 

5.7.1 Über Anträge auf Umverteilung innerhalb des Landes 
Brandenburg entscheidet die Ausländerbehörde, auf 
deren Bezirk der Aufenthalt beschränkt ist (§ 60 
Abs. 3 AsylVfG). Eine Umverteilung ist nur mit Zu-
stimmung der Ausländerbehörde' in deren Bezirk der 
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Asylbewerber umverteilt werden will, möglich. Im 
übrigen ist Nummer 5.6 entsprechend anzuwenden. 

5,7.2 Abweichend von Nummer 5.6.4 kann eine Umver-
teilung auch erfolgen, um dem Asylbewerber die Aus-
übung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit zu er-
möglichen, wenn er andernfalls auf den Bezug von 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
oder dem Bundessozialhilfegesetz angewiesen wäre. 
Voraussetzung hierfür ist, daß der Asylbewerber 
glaubhaft macht, daß er sich mehrfach vergeblich um 
einen Arbeitsplatz innerhalb des ihm zugewiesenen 
Aufenthaltsbereichs bemüht hat. 

5.8 	Verlassen des zugewiesenen Aufenthaltsbereichs 

5.8.1 Über Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis zum Ver-
lassen des zugewiesenen Aufenthaltsbereichs gemäß 
§ 58 Asy1VfG im Einzelfall entscheidet die Ausländer-
behörde, auf deren Bezirk der Aufenthalt beschränkt 
ist, im Einvernehmen mit der Ausländerbehörde, für 
deren Bezirk der allgemeine Aufenthalt zugelassen 
wird. 

5.8.2 Gründe nach § 58 Abs. 1 Asy1VfG liegen in der Regel 
vor, 

5.8.2.1 wenn der Asylbewerber im Bereich einer anderen 
Ausländerbehörde eine Arbeitsstelle hat und dadurch 
seinen Lebensunterhalt und den seiner Familie bestrei-
ten kann und in der Regel täglich an seinen zugewie-
senen Aufenthaltsort zurückkehrt; 

5.8.2.2 wenn der Asylbewerber im Bezirk einer anderen Aus-
länderbehörde einen Arzttermin wahrnehmen oder 
stationär in einem Krankenhaus aufgenommen werden 
muß und die Erforderlichkeit bei einem Asylbewerber, 
der Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz oder-
dem Asylbewerberleistungsgesetz bezieht, durch den 
Sozialhilfeträger bzw. die Aufnahmebehörde, im übri-
gen durch den behandelnden Arzt bestätigt wird; 

5.8.2.3 wenn der Asylbewerber als Mitglied einer Sportmann-
schaft, Musikkapelle, Hilfsorganisation o, ä. an einer 
Veranstaltung seines Vereins bzw. seiner Organisation 
außerhalb des zugewiesenen Aufenthaltsbereichs teil-
nehmen möchte; 

5.8.2.4 wenn der Asylbewerber an bestimmten kirchlichen 
oder religiösen Veranstaltungen außerhalb des zuge-
wiesenen Aufenthaltsbereichs teilnehmen will; bei 
Teilnahme an Gottesdiensten jedoch nur, wenn hierzu 
innerhalb des zugewiesenen Aufenthaltsbereichs keine 
Möglichkeit besteht und 

5.8.2.5 wenn der Asylbewerber aus einem besonderen Anlaß 
(Hochzeit, Tod, besondere Geburtstage) nahe Ver-
wandte (Ehegatte, Eltern, Kinder, Geschwister, Groß-
eltern, Enkel), die sich im Bundesgebiet außerhalb des 
dem Asylbewerber zugewiesenen Aufenthaltsbereichs 
aufhalten, besuchen will. 

5.8.3 Gründe nach § 58 Abs. 1 Asy1VfG sind auch gegeben, 
wenn im Rahmen des Besuchs einer allgemeinbilden-
den Schule ein Schullandheimaufenthalt bzw. eine 
Studienfahrt durchgeführt wird. Für den Fall, daß die 
Reise ins Ausland führt, ist, soweit erforderlich, eine 
Bescheinigung darüber auszustellen, daß der Asylbe-
werber wieder ins Bundesgebiet zurückkehren kann. 
Ein vorhandener Paß ist an eine Begleitperson gegen 
Rückgabeverpflichtung auszuhändigen; die Ausstellung 
eines Paßersatzpapiers kommt nur unter den in der 
Verordnung zur Durchführung des Ausländergesetzes 
(DVAus1G) genannten Voraussetzungen in Betracht. 

5.8.4 In vergleichbaren Einzelfällen (z. B. zum Besuch eines 
Angehörigen oder Freundes im Abschiebungsgewahr-
sam zur Vorbereitung der Abschiebung) kann auch 
sonst die Erlaubnis zum Verlassen des Aufenthalts-
bereichs erteilt werden. 

5.9 	Beschleunigung des Verfahrens bei straffälligen 
Asylbewerbern 

5.9.1 Die Polizei oder die Staatsanwaltschaft unterrichtet die 
Ausländerbehörde unverzüglich unter Angabe der 
gesetzlichen Vorschriften über ein eingeleitetes Ermitt-
lungsverfahren gegen einen Ausländer (§ 76 Abs. 4, 
§ 77 AuslG). Handelt es sich bei dem Tatverdächtigen 
um einen Asylbewerber, prüft die Ausländerbehörde, 
ob eine Meldung an das Bundesamt nach Nummer 
5.9.2 in Betracht kommt. Erforderlichenfalls holt sie 
dazu weitere Informationen bei der Staatsanwaltschaft 
oder der Polizei ein. Die Polizei erteilt die weiterge-
hende Auskunft nur mit Zustimmung der Staatsanwalt-
schaft. 

5.9.2 Die Ausländerbehörde bittet das Bundesamt um be-
schleunigte Durchführung des Asylverfahrens, wenn 
ein Asylbewerber 

5.9.2.1 einer erheblichen Straftat, insbesondere eines Verbre-
chens, aber auch eines besonders schweren Falles des 
Diebstahls oder der gewerbsmäßigen Hehlerei, 

5.9.2.2 eines Betäubungsmitteldelikts, 

5.9.2.3 eines vorsätzlichen Körperverletzungsdelikts verdäch-
tig ist oder 

5.9.2.4 als Wiederholungs- oder Mehrfachtäter in Erscheinung 
getreten ist, wobei auch leichtere Straftaten (z. B. La-
dendiebstähle) genügen. Eine Verurteilung wegen der 
Vortat(en) ist nicht erforderlich. Eine Meldung als 
Wiederholungs- oder Mehrfachtäter kommt aber nicht 
in Betracht, wenn bezüglich der Vortat(en) der Tatver-
dacht entfallen ist. 

5.9.2.5 Das gleiche gilt für einen Ausländer, der erst nach 
einer solchen Straftat oder Wiederholungstat einen 
Asylantrag stellt. Insbesondere ist dem Bundesamt ein 
Asylbewerber zu melden, der sich in Untersuchungs-
oder Strafhaft befindet. 
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5.9.2.6 In besonderen Ausnahmefällen kann dem Bundesamt 
auch der Asylbewerber gemeldet werden, der gegen 
Ordnungsvorschriften verstoßen hat. Von dieser Mög-
,lichkeit ist jedoch zurückhaltend Gebrauch zu machen, 
um den Beschleunigungseffekt nicht zu gefährden. 

5.9.3 Ob eine Meldung an das Bundesamt erfolgt, entschei-
det die Ausländerbehörde aufgrund aller Umstände des 
Einzelfalls, z. B. auch des Verdachtsgrades und der 
örtlichen Verhältnisse. Zu berücksichtigen ist auch, ob 
eine Beendigung des Aufenthalts des Asylbewerbers 
tatsächlich kurzfristig möglich ist. Vor einer förmli-
chen Meldung an das Bundesamt klärt die Ausländer-
behörde bei der Außenstelle des Bundesamts ab, ob 
die .Entscheidung ohnehin unmittelbar bevorsteht, so 
daß auf eine Meldung verzichtet werden kann. Die 
Meldung an das Bundesamt darf keine Angaben zum 
Tatvorwurf enthalten. 

5.9.4 Die Meldung ist an den Vizepräsidenten des Bundes-
amtes und parallel dazu an die Außenstelle des Bun-
desamts zu richten und mit einem roten Stempelauf-
druck "EILT" auf dem Briefumschlag zu kennzeich-
nen. In der Meldung sind das Aktenzeichen des Bun-
desamts sowie die vollständigen Personalien und die 
aktuelle ladungsfähige Anschrift des Asylbewerbers 
und gegebenenfalls der Zeitpunkt des Endes der Straf-
haft anzugeben. 

5.9.5 Die Ausländerbehörde unterrichtet das Bundesamt über 
eine ihr von der Justiz mitgeteilte Verfahrenserledi-
gung. 

5.9.6 Die Ausländerbehörde unterrichtet das Bundesamt über 
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 30 Abs. 3 
Nr. 6 (vollziehbare Ausweisung nach § 47 AuslG) und 
des § 30 Abs. 4 AsylVfG (Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 51 Abs. 3 AuslG). Im letzteren Falle ist 
dem Bundesamt auch mitzuteilen, weshalb die Voraus-
setzungen des § 51 Abs. 3 AuslG vorliegen. 

5.9.7 Bei einem Ausländer, der verpflichtet ist, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, tritt die ZABH an 
die Stelle der Ausländerbehörde. 

5.9.8 Die Bestimmungen des Ausländergesetzes über die 
Ausweisung und die Abschiebung bleiben unberührt. 
Ein Asylbewerber kann allerdings in der Regel nur 
unter der Bedingung ausgewiesen werden, daß sein 
Asylverfahren unanfechtbar ohne Anerkennung als 
Asylberechtigter abgeschlossen wird (§ 48 Abs. 3 
AuslG). Von der Bedingung wird abgesehen, wenn 

5.9.8.1 schwerwiegende Gründe der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung die Ausweisung rechtfertigen und das 
Ministerium des Innern dies bestätigt oder 

5.9.8.2 eine nach den Vorschriften des Asylverfahrensgesetzes 
erlassene Abschiebungsandrohung vollziehbar gewor-
den ist. 

5.9.9 	Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Ausweisung und Abschiebung eines straffälligen 
Asylbewerbers vor, ist hiervon Gebrauch zu machen. 

5.10 	Entscheidung des Bundesamts 

5.10.1 Die Außenstelle des Bundesamts unterrichtet die 
ZABH unverzüglich über die getroffene Entschei-
dung über den Antrag eines in ihrem Zuständigkeits-
bereich (Aufnahmeeinrichtung) untergebrachten Asyl-
bewerbers. Sie informiert über vorgetragene oder 
sonst erkennbare Gründe für die Aussetzung der 
Abschiebung. Die ZABH stellt die Entscheidung des 
Bundesamtes gemäß § 10 Abs. 4 AsylVfG zu. 

5.10.2 Solange der Asylbewerber noch in der Aufnahme-
einrichtung wohnt, unterrichtet die Außenstelle des 
Bundesamts die ZABH insbesondere über 

5.10.2.1 die Vollziehbarkeit der Entscheidung, 

5.10.2.2 die Anordnung der Abschiebung nach § 34 a 
AsylVfG, 

5.10.2.3 eingelegte Rechtsbehelfe, 

5.10.2.4 die Rechtskraft der Entscheidung, 

5.10.2.5 das Vorliegen von Abschiebungshindernissen nach 
§ 53 AuslG, 

5.10.2.6 die Aussetzung der Abschiebung nach § 43 a 
AsylVfG und 

5.10.2.7 die Stellung eines Asylfolgeantrages. 

5.10.3 Ist der Asylbewerber nicht mehr verpflichtet, in der 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, wird die zuständi-
ge Ausländerbehörde entsprechend unterrichtet. 

5.10.4 Die ZABH oder die Ausländerbehörde hat bei unge-
wöhnlich langem Zeitablauf beim Bundesamt den 
Stand des Verfahrens zu erfragen. 

6 	Aufenthaltsbeendigung 

6.1 	Paßbeschaffung 

	

6.1.1 	Die Außenstelle des Bundesamts übersendet der 
ZABH so früh wie möglich die Unterlagen des Asyl-
bewerbers nach § 15 Abs. 2 Nr. 4 und 5 und Abs. 3 
AsylVfG oder teilt mit, daß solche nicht vorhanden 
sind. Die Übersendung erfolgt spätestens mit Über-
sendung der Mehrfertigung der Entscheidung der Au-
ßenstelle des Bundesamts über den Asylantrag. 

	

6.1.2 	Die ZABH veranlaßt so früh wie möglich die Be- 
schaffung neuer oder die Verlängerung bereits vor-
handener Paß- oder Paßersatzpapiere. Sie berück- 
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sichtigt dabei die Verhältnisse im jeweiligen Her-
kunftsland und die voraussichtliche Verfahrensdauer. 
Sie fertigt den entsprechenden Antrag unter Beteili-
gung des Asylbewerbers mit besonderer Sorgfalt. Das 
Herkunftsland soll nicht erkennen können, daß es sich 
tim einen Asylbewerber handelt. Die ZABH bedient 
sich bei der Beschaffung eines Rückreisedokuments 
für einen Asylbewerber, der in der Aufnahmeeinrich-
tung zu wohnen verpflichtet ist und bei dem zu erwar-
ten ist, daß der Asylantrag als offensichtlich unbegrün-
det abgelehnt wird, in der Regel der Amtshilfe des 
Bundesamts (§ 43 'b Asy1VfG). 

6.1.3 Die ZABH hat alle Möglichkeiten zur schnellen Be-
schaffung der Rückreisedokumente auszuschöpfen. 
Hierbei ist mit den Auslandsvertretungen der Her-
kunftsländer der Asylbewerber zusammenzuarbeiten. 
Insbesondere soll die Möglichkeit von Sammelvor-
führungen bei den Auslandsvertretungen genutzt wer-
den und darauf hingewirkt werden, daß Bedienstete 
der Auslandsvertretungen in die. Hafteinrichtungen , 
kommen, um die Formalien vor Ort zu erledigen. Die 
ZABH beschafft und sammelt die für die Paßbeschaf-
fung notwendigen Informationen und aktualisiert 
diese ständig. Bleiben Bemühungen zur Paßbeschaf-
fung erfolglos, sind sie erforderlichenfalls unter , Ein-
schaltung des Auswärtigen Amtes nach angemessener 
Zeit zu wiederholen. Über grundsätzliche Probleme bei 
der Paßbeschaffung mit bestimmten Staaten ist dem 
Ministerium des Innern zu berichten. 

6.1.4 Nach landesintemer Verteilung des Asylbewerbers tritt 
an die Stelle der ZABH die Ausländerbehörde. 

6.2 	Aufgaben der ZABH 

Während des Aufenthaltes in der Aufnahmeeinrichtung 
(§ 47 Asy1VfG) nimmt die ZABH alle mit der Auf-
enthaltsbeendigung eines abgelehnten Asylbewerbers 
zusammenhängenden Aufgaben wahr, soweit nicht das 
Bundesamt zuständig ist. Dies sind insbesondere 

6.2.1 die Prüfung der Vollziehbarkeit der Abschiebung, 
soweit konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 
eine Vollziehbarkeitsmeldung der Außenstelle des 
Bundesamts nicht zutrifft; 

6.2.2 die Beantragung von Abschiebungshaft und Unterbrin-
gung in einer Abschiebungshaftvollzugseinrichtung; 

6.2.3 die Beschaffung der erforderlichen Rückreisedokumen-
te; 

6.2.4 die Ausstellung von Grenzübertrittsbescheinigungen; 

6.2.5 die Beschaffung der Rückreise-Tickets; 

6.2.6 die Benachrichtigung der Grenzdienststellen; 

6.2.7 die Mitteilung über die vollzogene Abschiebung an die  

Außenstelle des Bundesamts und - sofern noch ein 
gerichtliches Verfahren anhängig ist - das Verwal-
tungsgericht; 

6.2.8 die Abgabe von Stellungnahmen zu Eingaben oder 
Petitionen, soweit sich diese gegen die Aufenthalts-
beendigung aus der Aufnahmeeinrichtung wenden und 

6.2.9 die Durchführung des § 82 AuslG hinsichtlich der 
Abschiebungskosten. 

6.2.10 Die ZABH trifft auch die entsprechenden Maßnahmen 
zur Beendigung des Aufenthalts von Familienangehöri-
gen eines abgelehnten Asylbewerbers, auch wenn diese 
keinen Asylantrag gestellt haben. 

6.3 	Aufgaben der Ausländerbehörden 

6.3.1 Nach Verlassen der Aufnahmeeinrichtung werden die 
Maßnahmen nach Nummer 6.2 durch die Ausländerbe= 
hörde getroffen, in deren Bereich der Asylbewerber 
sich nach landesintemer Verteilung (§ 50 AuslG) oder 
länderübergreifender Verteilung (§ 51. Asy1VfG) auf-
zuhalten hat. 

6.3.2 Die Ausländerbehörde ist auch zuständig für Asylbe-
werber, die sich in ihrem Zuständigkeitsbereich auf-
halten und ihren Asylantrag nach § 14 Abs. 2 
Asy1VfG beim Bundesamt gestellt haben. 

6.4 	Freiwillige Ausreise 

Der freiwilligen Ausreise ist grundsätzlich Vorrang vor 
der Abschiebung zu geben. Der Ausländer ist durch 
die Ausländerbehörde schriftlich auf die Möglichkeiten 
und Vorteile einer freiwilligen Ausreise hinzuweisen 
und entsprechend zu beraten. Gibt ein Ausländer zu 
erkennen, daß die Ausreise ernsthaft beabsichtigt ist, 
und ist diese auch tatsächlich möglich, soll dem Aus-
länder in besonders gelagerten Fällen die Möglichkeit 
zur freiwilligen Ausreise auch dann eingeräumt wer-
den, wenn die gesetzte Ausreisefrist bereits abgelaufen 
ist. 

6.4.2 Ist eine freiwillige Ausreise beabsichtigt, stellt die 
Ausländerbehörde dem Ausländer eine Grenzübertritts-
bescheinigung mit einem Vermerk über die Ausreise-
frist aus und übersendet rechtzeitig die verwahrten 
Unterlagen, insbesondere die Rückreisepapiere, an die 
von dem Ausländer gewünschte Grenzstelle zur Aus-
händigung an den Ausländer bei der Ausreise. Die 
Bescheinigung nach Nummer 3.2.1 Satz 1 soll gleich-
zeitig eingezogen werden. Die Ausländerbehörde zieht 
die Aufenthaltsgestattung des Ausländers ein. 

6.4.3 Die Möglichkeiten einer Rückführung über das 
REAG-Programm sind auszuschöpfen. 

6.4.4 Bei einem Ausländer, der in der Aufnahmeeinrichtung 
. zu wohnen verpflichtet ist, wird die ZABH an Stelle 

der Ausländerbehörde tätig. 

6.4.1 
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6.5 	Aussetzung der Abschiebung nach § 43 Abs. 3 
AsylVfG 

6.5.1 Eine Aussetzung der Abschiebung nach § 43 Abs. 3 
AsylVfG soll in der Regel erfolgen, wenn die Ehegat-
ten oder die minderjährigen Kinder innerhalb von 
sechs Monaten in das Bundesgebiet eingereist sind und 
der Asylantrag jeweils zwei Wochen nach ,Einreise 
gestellt wurde und 

6.5.1.1 damit zu rechnen ist, daß auch der Ehegatte oder die 
Kinder oder die Eltern, deren Aufenthalt noch gestattet 
ist, in Kürze vollziehbar zur Ausreise verpflichtet sein 
werden, 

6.5.1.2 durch die Abschiebung eines Ehegatten der andere 
oder die minderjährigen Kinder öffentliche Leistungen 
beanspruchen müßten oder 

6.5.1.3 dies zur Betreuung eines Ehegatten oder der minder-
jährigen Kinder erforderlich ist; in diesem Fall kann 
zur Vermeidung von außergewöhnlichen Härten eine 
Duldung auch dann erteilt werden, wenn die Einreise 
nicht innerhalb von sechs Monaten erfolgt ist. 

6.5.2 Eine Duldung nach § 43 Abs. 3 AsylVfG wird in der 
Regel nicht erteilt, 

6.5.2.1 wenn ein Asylfolgeantrag gestellt wird oder 

6.5.2.2 wenn offensichtlich ist, daß die Antragstellung nur 
erfolgt, um eine Aufenthaltsbeendigung des ausreise-
pflichtigen Familienangehörigen zu verhindern. Die 
Betreuung minderjähriger Kinder durch ein Elternteil 
ist jedoch sicherzustellen. 

	

6.6 	Aufgreifen des Ausländers, Amtshilfe 

6.6.1 Wird ein Asylbewerber, gegen den eine vollziehbare 
Abschiebungsandrohung vorliegt, in einem anderen 
Bundesland aufgegriffen, ersucht die ZABH als Auf-
nahmeeinrichtung oder die Ausländerbehörde, in deren 
Bezirk sich der Ausländer aufzuhalten hat, die Aus-
länderbehörde des Aufgriffsortes um Durchführung der 
Abschiebung im Wege der Amtshilfe. 

6.6.2 Wird ein Asylbewerber, der sich während des Asylver-
fahrens in einem anderen Bundesland aufzuhalten hatte 
und gegen den eine vollziehbare Abschiebungsandro-
hung vorliegt, im Bezirk einer Ausländerbehörde in 
Brandenburg aufgegriffen, so führt diese die Abschie-
bung im Wege der Amtshilfe durch, sofern die Aus-
länderbehörde des anderen Bundeslandes hierum er-
sucht. 

6.6.3 Für sonstige Fälle der Abschiebung im Wege der 
Amtshilfe gelten die Nummern 6.6.1 und 6.6.2 ent-
sprechend. 

6.7 	Abschiebungshaft 

6.7.1 Liegen die Voraussetzungen des § 57 Abs. 2 AuslG  

vor, ist in der Regel Abschiebungshaft zu beantragen. 
Dabei hat die ZABH oder die Ausländerbehörde ge-
genüber dem Gericht die zweifelsfreie Verlassens-
pflicht, die Abschiebungsvoraussetzungen des § 49 
Abs. 1 AuslG, die Erforderlichkeit der Haftanordnung 
und die Durchführbarkeit der Abschiebung darzulegen 
und die notwendige Haftdauer zu benennen und zu 
begründen. 

6.7.2 Bei einer Familie soll Abschiebungshaft in der Regel 
nur für das Familienoberhaupt (Vater) beantragt wer-
den. War die Familie untergetaucht und ist keine Un-
terkunft mehr vorhanden, so wird in der Regel eben-
falls nur das Familienoberhaupt in Abschiebungshaft 
genommen. Der Rest der Familie verbleibt bis zur 
Abschiebung in der bisherigen Unterkunft. 

6.7.3 Von einem Antrag auf Abschiebungshaft ist grundsätz-
lich bei Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren 
sowie Schwangeren (ab der 29. Woche) abzusehen. 
Bei einer Schwangerschaft bis zur 12. und ab der 
21. Woche ist die Haftfähigkeit in jedem Einzelfall 
durch amtsärztliche Untersuchung feststellen zu lassen. 
Bei Anhaltspunkten für eine Haftunfähigkeit (körperli-
che oder psychische Krankheit) ist im übrigen jeweils 
die Haftfähigkeit durch amtsärztliche Untersuchung 
feststellen zu lassen. 

6.7.4 Die Einlieferung des Ausländers in eine Hafteinrich-
tung oder unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz in eine Justizvollzugs-
anstalt soll möglichst während der Regelarbeitszeit 
erfolgen. Ist absehbar, daß dies nicht möglich ist, 
informiert die einliefernde Behörde oder Dienststelle 
die Hafteinrichtung oder die Justizvollzugsanstalt und 
teilt die voraussichtliche Ankunftszeit mit. Eine Auf-
nahme von Abschiebungsgefangenen in Justizvollzugs-
anstalten in der Zeit zwischen Nachteinschluß und 
Aufschluß, ist nicht möglich. 

6.7.5 Die für die Beantragung des Haftbeschlusses zuständi-
ge Ausländerbehörde oder die ZABH hat sich zu ver-
gewissern, daß der Ausländer, der in einer Hafteinrich-
tung untergebracht wird, im Besitz des Haftbeschlusses 
ist. Sie hat ihn während der Dauer der Haft ausländer-
und asylverfahrensrechtlich zu betreuen und ihn recht-
zeitig über den Zeitpunkt der Abschiebung zu infor-
mieren. 

6.8 	Untersuchungs- und Strafhaft 

6.8.1 Wird ein Ausländer in Untersuchungs- oder Strafhaft 
genommen, unterrichtet die Justizvollzugsanstalt die 
für den Sitz der Justizvollzugsanstalt zuständige Aus-
länderbehörde. Diese stellt die für den Ausländer zu-
ständige Ausländerbehörde fest und teilt dies der Ju-
stizvollzugsanstalt mit. 

6.8.2 Die Justizvollzugsanstalt teilt der ihr als zuständig 
gemeldeten Ausländerbehörde mit, daß sich der Aus-
länder in der Justizvollzugsanstalt in Haft befindet. 
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6.8.3 Die Justizvollzugsanstalt teilt im Rahmen der Unter-
richxung nach Nummer 6.8.1 Satz 1 der zuständigen 
Ausländerbehörde den voraussichtlichen Entlassungs-
termin des Ausländers mit. Für den Fall, daß die Ent-
lassung kurzfristig erfolgt, hat die Ausländerbehörde 
die Justizvollzugsanstalt im Einzelfall um entsprechen-
de - gegebenenfalls fernmündliche - Information zu 
ersuchen. 

6.8.4 Ein Ausländer, der sich in Untersuchungs- oder Straf-
haft befindet, ist, soweit möglich, direkt aus der Haft 
abzuschieben. Die für die Abschiebung notwendigen 
Maßnahmen sind so rechtzeitig einzuleiten, daß die 
Beantragung einer direkt an die Strafhaft oder Unter-
suchungshaft anschließenden Abschiebungshaft nicht 
erforderlich ist. Insbesondere ist rechtzeitig bei der 
Staatsanwaltschaft anzufragen, ob gemäß § 456 a 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung von der weiteren Straf-
vollstreckung abgesehen wird. 

6.8.5 Nummer 6.7.4 gilt entsprechend. 

6.9 	Durchführung von Abschiebungen 

6.9.1 Die Ausländerbehörde kündigt dem Bundesgrenzschutz 
eine vorgesehene Abschiebung rechtzeitig vorher an 
und klärt die erforderlichen organisatorischen Maßnah-
men (z. B. Flugbegleitung durch Bundesgrenzschutz-
beamte) mit diesem ab. Bei Flügen innerhalb des 
Bundesgebietes (Anschlußflüge oder Flüge mit einer 
Zwischenlandung auf einem anderen deutschen Flug-
hafen) entscheidet die Ausländerbehörde über die 
Erforderlichkeit von Flugbegleitungen. Die Begleitung 
erfolgt in diesen Fällen grundsätzlich durch Bedien-
stete der Ausländerbehörde, es sei denn, der Bundes-
grenzschutz erklärt sich zu einer Flugbegleitung bereit. 

6.9.2 Der abzuschiebende Ausländer ist nach Möglichkeit 
nicht vor 6.00 Uhr morgens aufzusuchen. Ein Beginn 
der Abschiebung zu einem früheren Zeitpunkt kommt 
nur in Betracht, wenn dies im Hinblick auf den Ab-
flugtermin aus Zeitgründen erforderlich ist. Als erfor-
derliche Vorlaufzeit ist insbesondere der Zeitraum 
einzurechnen, der notwendig ist, damit sich der Aus-
länder ohne unverhältnismäßige Eile reisefertig ma-
chen und das Begleitgepäck packen kann. Außerdem 
ist die Zeit für eine Kontaktaufnahme des Ausländers 
mit seinem Rechtsanwalt oder einer sonstigen Ver-
trauensperson gemäß Nummer 6.9.6 einzuplanen. 
Weiter sind die Zeiten für eine eventuelle Aufenthalts-
ermittlung und eine Zusammenführung von Familien 
sowie die Fahrtzeit zum Flughafen und die Wartezei-
ten, die üblicherweise bei einer entsprechenden Flug-
reise von einem sonstigen Fluggast zu beachten sind 
oder die aus der Sicht des Bundesgrenzschutzes für die 
Durchführung der Formalitäten am Flughafen erforder-
lich sind, zu berücksichtigen. Regelmäßig ist der Aus-
länder zwei Stunden vor dem geplanten Abflugtermin 
dem Bundesgrenzschutz zu überstellen. Außerdem 
kann noch ein Spielraum von maximal einer Stunde  

für außergewöhnliche Vorkommnisse berücksichtigt 
werden. 

6.9.3 Wird ausnahmsweise eine Vollstreckung zur Nachtzeit 
erforderlich, trifft die Ausländerbehörde die Entschei-
dung. Die Vollstreckung zur Nachtzeit darf nur aus 
den in Nummer 6.9.2 aufgeführten Gründen vorge-
nommen werden. Daß abzuschiebende Ausländer wäh-
rend der Nachtzeit, insbesondere in den frühen Mor-
genstunden erfahrungsgemäß am besten zu Hause 
erreicht werden, rechtfertigt die Maßnahme nicht. Mit 
der Abschiebung selbst darf frühestens zu dem Zeit-
punkt begonnen werden, der zur Gewährleistung der in 
Nummer 6.9.2 aufgeführten Vorlaufzeit erforderlich 
ist. 

6.9.4 Wird der Ausländer zum Zeitpunkt des vorgesehenen 
Beginns der Abschiebungsmaßnahme nicht zu Hause 
angetroffen und bleibt die weitere Aufenthaltsermitt-
lung erfolglos, veranlaßt die Ausländerbehörde die 
Ausschreibung zur Fahndung. 

6.9.5 Dem abzuschiebenden Ausländer ist die Mitnahme 
solchen Gepäcks zu ermöglichen, das im Transport-
mittel ohne Erschwerung der Abschiebung befördert 
werden kann und durch dessen Mitnahme dem Land 
keine zusätzlichen Kosten entstehen. Die Mitnahme 
weiteren Gepäcks (z. B. Gepäck, das, den von den 
Fluggesellschaften für einen kostenlosen Transport 
zugelassenen Gewichtsrahmen überschreitet) kommt 
nur dann in Betracht, wenn der Ausländer für die 
zusätzlichen Kosten aufkommt oder wenn ersichtlich 
ist, daß der Betrag aus der einbehaltenen Sicherheits-
leistung (vgl. Nummer 11.1.1) bestritten werden kann. 
Der Ausländer ist gegebenenfalls aufzufordern, eihen 
Verfügungsberechtigten gemäß Nummer 11.2.1 schrift-
lich zu benennen. Die Ausländerbehörde benachrichtigt 
den Verfügungsberechtigten, sofern derAusländer mit 
ihm vor der Abschiebung keinen Kontakt aufnehmen 
kann. 

6.9.6 Wünscht der Ausländer die Zuziehung eines Dolmet-
schers, ist dem zu entsprechen, wenn dadurch die 
Abschiebung nicht verhindert oder verzögert wird und 
die Zuziehung ohne unverhältnismäßigen Aufwand 
möglich ist. Dem Ausländer ist auf Wunsch Gelegen-
heit zu geben, seinen Rechtsanwalt oder eine sonstige 
Vertrauensperson telefonisch zu informieren. Wird 
entweder vom Ausländer, von seinem Rechtsanwalt 
oder einer sonstigen Vertrauensperson begehrt, die 
Möglichkeit zu einem persönlichen Gespräch einzuräu-
men, ist dem nur zu entsprechen, soweit die Abschie-
bung dadurch nicht verhindert oder verzögert wird. 

6.9.7 Trägt der Ausländer vor, die Abschiebung sei nicht 
zulässig, weil sein Asylverfahren noch nicht abge-
schlossen sei oder weil er einen Asylfolgeantrag ge-
stellt habe, prüft die Ausländerbehörde unverzüglich, 
ggf. unter Einschaltung des Bundesamts, ob die Ein-
wendungen begründet sind. 
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6.9.8 Treten bei dem Ausländer während der Abschiebung 
so erhebliche gesundheitliche Störungen ein, daß die 
Durchführung der Abschiebung nicht vertretbar er-
scheint, hat die Ausländerbehörde eine ärztliche Unter-
suchung zu veranlassen. Bestätigt der Arzt die Rei-
seunfähigkeit, ist die Abschiebung abzubrechen. Bei 
Abschiebung einer ganzen Familie soll in diesem Fall 
die Abschiebung der übrigen Familienangehörigen 
nicht fortgesetzt werden; die Entscheidung trifft die 
Ausländerbehörde. 

6.9.9 Bringt der Ausländer während der Abschiebung un-
mißverständlich zum Ausdruck, daß er einen Asyl-
folgeantrag stellen will, klärt die Ausländerbehörde, 
erforderlichenfalls unter Zuziehung des Bundesamts 
und persönlicher Kontaktaufnahme mit dem Ausländer, 
ob die Abschiebung fortzuführen oder abzubrechen ist. 
Ist aus den Gesamtumständen zu entnehmen, daß der 
Asylfolgeantrag allein deshalb gestellt wird, um die 
Abschiebung zu verhindern, ist er als offensichtlich 
unschlüssig i. S. von § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG 
anzusehen, mit der Folge, daß die Abschiebung nicht 
abzubrechen ist. Auf Nummer 10.5.2 wird verwiesen. 
Die Entscheidung trifft die Ausländerbehörde. 

6.9.10 Nach Überstellung des abzuschiebenden Ausländers an 
den Bundesgrenzschutz ist dieser für die weitere 
Durchführung der Abschiebung verantwortlich. Die 
Beauftragten der Ausländerbehörde, die den Ausländer 
zum Flughafen gebracht haben, bleiben jedoch grund-
sätzlich bis zum Abflug des Flugzeuges auf dem Flug-
hafen. Ergeben sich kurzfristig Hindernisse für die 
Abschiebung, stimmt die Ausländerbehörde mit dem 
Bundesgrenzschutz das weitere Vorgehen ab. 

6.9.11 Muß die Abschiebung abgebrochen werden, entschei-
det die Ausländerbehörde, ob Abschiebungshaft bis zu 
einem weiteren Abschiebungsversuch beantragt wird. 
Ist dies nicht der Fall, ist der Ausländer unverzüglich, 
das heißt noch vor der Rückfahrt, auf freien Fuß zu 
setzen. Ein zwangsweises Zurückbringen des Auslän-
ders an seinen ursprünglichen Aufenthaltsort ist nur 
unter den Voraussetzungen des § 59 AsylVfG mög-
lich. Die Beauftragten der Ausländerbehörde, die den 
Ausländer zum Flughafen oder zur Grenze gebracht 
haben, sollen jedoch darauf hinwirkeri, daß der Aus-
länder freiwillig mit zurückfährt. Besteht der Auslän-
der darauf, zu seiner Wohnung zurückgebracht zu 
werden, soll diesem Wunsch entsprochen werden. 

6.9.12 In den Fällen, in denen die Abschiebung des Auslän-
ders aus der Aufnahmeeinrichtung erfolgt, wird die 
ZABH entsprechend Nummer 6.9 tätig. 

6.10 Abschiebung von alleinreisenden Minderjährigen 

Ein alleinstehender minderjähriger Ausländer (bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres) darf in der Regel 
nur abgeschoben werden, wenn sichergestellt ist, daß 
im Heimatland eine Bezugsperson vorhanden und die  

Betreuung gesichert ist. Dies klärt die Ausländerbehör-
de oder die ZABH ab. 

Aufgaben der Ausländerbehörden 

Zuständigkeit 

Die Ausländerbehörde trifft alle ausländer- und asyl-
rechtlichen Entscheidungen (§ 63 AuslG), soweit nicht 
das Bundesamt zuständig ist. Hierunter fallen insbe-
sondere Entscheidungen bezüglich der räumlichen 
Beschränkung, die Verlängerung der Aufenthaltge-
stattung, die Erteilung asylverfahrensunabhängiger 
Aufenthaltsgenehmigungen und die Ausweisung des 
Asylbewerbers. 

7.1.2 Unabhängig von den Regelungen unter Nummer 6.2 
trifft die Ausländerbehörde alle ausländerrechtlichen 
Entscheidungen, die in Zuammenhang mit der Ab-
schiebung abgelehnter Asylbewerber notwendig wer-
den können. Dies sind insbesondere die Entscheidung 
über eine zeitweise Aussetzung der Abschiebung (Dul-
dung) sowie deren Widerruf ausschließlich in folgen-
den Fällen: 

7.1.2.1 Späterer Eintritt oder Wegfall eines Abschiebungs-
hindernisses nach § 53 Abs. 3 AuslG (§ 42 Satz 2 
AsylVfG), 

7.1.2.2 Widerruf und Verlängerung einer Duldung nach Ab-
lauf von drei Monaten, wenn das Bundesamt nach 
§ 53 Abs. 6 AuslG festgestellt hat, daß für den Aus-
länder in dem anderen Staat eine erhebliche konkrete 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht (§ 41 
Abs. 2 AsylVfG), 

7.1.2.3 Erteilung einer Duldung oder deren Widerruf bei der 
Aussetzung von Abschiebungen nach § 54 AuslG 
durch das Innenministerium, 

7.1.2.4 Widerruf und Verlängerung einer Duldung nach § 43 a 
AsylVfG (§ 43 a Abs. 5 AsylVfG) und 

7.1.2.5 Prüfung sonstiger Duldungsgründe nach §, 55 AuslG 
und § 43 Abs. 3 AsylVfG, soweit hierfür nach den 
Bestimmungen des Asylverfahrensgesetzes nicht das-
Bundesamt zuständig ist. 

7.1.3 Der Ausländerbehörde obliegt in diesem Rahmen auch 
die Zuständigkeit für einen Asylbewerber, der sich in 
ihrem Bezirk in einer Heil oder Pflegeanstalt oder in 
einer 7ugendhilfeeinrichtung befindet. Bei einem Asyl-
bewerber, der sich in Haft oder sonstigem öffentlichen 
Gewahrsam befindet, bleibt die Ausländerbehörde 
zuständig, in deren Dienstbezirk der Asylbewerber 
nach Maßgabe des Asylverfahrensgesetzes oder auf 
Grund einer Verfügung der Ausländerbehörde zu woh-
neu verpflichtet ist. 
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7.2 	Unterrichtung des Bundesamtes 

Die Ausländerbehörde teilt dem Bundesamt oder der 
zuständigen Außenstelle Änderungen der persönlichen 
Verhältnisse des Asylbewerbers (z. B. Heirat, Geburt 
eines Kindes) sowie Änderungen des Wohnsitzes un-
verzüglich mit. 

8 	Verfahren bei Rücknahme des Asylantrags 

8.1 	Antragsrücknahme bei der Außenstelle des Bundes-
amtes 

Ist der Asylbewerber verpflichtet, sich in der Aufnah-
meeinrichtung aufzuhalten, ist er bei Antragsrücknah-
me an die Außenstelle des Bundesamts zu verweisen. 

O 8.2 	Antragsrücknahme bei der Ausländerbehörde 

Erklärt ein Asylbewerber, der nicht mehr in der Auf-
nahmeeinrichtung untergebracht ist;  die Rücknahme 
des Asylantrags gegenüber der Ausländerbehörde, 
nimmt die Ausländerbehörde hierüber eine Nieder-
schrift auf. Erklärt sich der Asylbewerber zur freiwil-
ligen Ausreise bereit, ist dies im Hinblick auf § 38 
Abs. 3 Asy1VfG in der Niederschrift zu vermerken. 
Die Ausländerbehörde übersendet die Niederschrift 
über die Antragsrücknahme unverzüglich an die Au- . 
ßenstelle des Bundesamtes. 

8.3 	Entscheidung des Bundesamtes 

8.3.1 Das Bundesamt oder die Außenstelle des Bundesamtes 
stellt den Einstellungsbescheid mittels eingeschriebe-
liem Brief durch die Post zu. 

Die Ausländerbehörde wird nach Unterrichtung durch 
das Bundesamt entsprechend § 38 Abs. 2 oder 3 
Asy1VfG tätig. 

8.3.2 Während des Aufenthaltes des Asylbewerbers in der 
Aufnahmeeinrichtung erfolgt die Zustellung des Ein-
stellungsbescheides durch die ZABH. Die, ZABH wird 
in diesen Fällen entsprechend § 38 Abs. 2 oder 3 
Asy1VfG tätig. 

8.4 	Freiwillige Ausreise und Abschiebung 

Nummer 6.4 ist entsprechend anzuwenden. Ist der 
Ausländer entgegen seiner erklärten Absicht nicht zur 
freiwilligen Ausreise bereit, veranlaßt die ZABH oder 
die Ausländerbehörde die Beendigung des Aufenthalts. 

0 

9 	Nichtbetreiben des Verfahrens 

Gilt ein Asylantrag nach § 33 Asy1VfG wegen Nicht-
betreibens des Verfahrens als zurückgenommen, wird 
nach.Nummer 8.3 verfahren. 

10 	Verfahren bei Asylfolgeanträgen und Mehrfach- 
anträgen 

10.1 Begriffsbestimmungen 

10.1.1 Ein Folgeantrag liegt vor, wenn ein Ausländer nach 
unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylantrages 
erneut einen Asylantrag stellt. Das gleiche gilt, wenn 
das Bundesamt das frühere Asylverfahren nach Rück-
nahine des Asylantrags unanfechtbar eingestellt hat 
(§ 32 Asy1VfG). 

10.1.2 Ein Mehrfachantrag liegt vor, wenn ein Ausländer 
unabhängig vom Stand eines oder mehrerer anderer 
Asylanträge erneut einen Asylantrag stellt, und zwar 
unabhängig davon, ob er den neuen Antrag unter dem-
selben oder einem anderen Namen stellt. 

10.2 Stellung eines Asylfolgeantrages 

10.2.1 Ein Ausländer, der während des ersten Asylverfahrens 
verpflichtet war, in einer Aufnahmeeinrichtung zu 
wohnen, hat einen Asylfolgeantrag persönlich bei der 
Außenstelle des Bundesamts zu stellen, die dieser 
Aufnahmeeinrichtung zugeordnet ist. Dies gilt auch für 
einen Asylbewerber, der nach § 48 Abs. 1 Asy1VfG 
nur vorübergehend verpflichtet war, in einer Aufnah-
meeinrichtung zu wohnen, und danach in einen Land-
kreis oder eine kreisfreie Stadt verteilt worden ist. In 
den Fällen des § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Asy1VfG oder 
wenn der Ausländer nachweislich am persönlichen 
Erscheinen gehindert ist, ist der Folgeantrag schriftlich 
bei dieser Außenstelle des Bundesamts zu stellen. 

10.2.2 Besteht die Außenstelle nach Nummer 10.2.1 Satz 1 
nicht mehr oder war der Ausländer nicht verpflichtet, 
während des früheren Verfahrens in einer Aufnahme-
einrichtung zu wohnen, ist der Folgeantrag bei der 
Zentrale des Bundesamts zu stellen. 

10.2.3 Will ein Ausländer bei einer Behörde des Landes oder 
einer Ausländerbehörde einen Asylfolgeantrag stellen, 
ist er darüber zu belehren, wo und auf welche Weise 
er seinen Asylfolgeantrag zu stellen hat. Hatte der 
Ausländer während des ersten Asylverfahrens seinen 
Aufenthalt in einem anderen Bundesland, ist er darauf 
hinzuweisen, daß er auch das Folgeverfahren in die-
sem Bundesland betreiben muß. Eine Weiterleitung 
des Ausländers nach Nummer 3.1 oder Nummer 4.1.3 
erfolgt nicht. Schriftlich bei einer der in Satz 1 ge-
nannten Behörden gestellte Asylfolgeanträge sind 
unverzüglich an die zuständige Außenstelle oder an 
die Zentrale des Bundesamts weiterzuleiten. 

10.3 Mitteilung des Bundesamtes 

10.3.1 Erhält die Ausländerbehörde durch Mitteilung des 
Bundesamtes Kenntnis über die Stellung eines Asyl-
folgeantrags, stellt sie dem Ausländer bis zur Entschei-
dung des Bundesamts, ob ein weiteres Asylverfahren 
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durchgeführt wird, eine Duldung aus. Behauptet der 
Ausländer gegenüber der Ausländerbehörde, einen 
Asylfolgeantrag gestellt zu haben, fragt die Auslän-
derbehörde bei der Außenstelle oder der Zentrale des 
Bundesamtes nach, ob dies zutrifft. Wird dies vom 
Bundesamt verneint, sind entsprechende Behauptun-
gen des Ausländers unbeachtlich. 

10.3.2 Die Ausländerbehörde hat sich beim Bundesamt so-
bald wie möglich darüber zu unterrichten, ob ein 
weiteres Asylverfahren durchgeführt wird. 

	

10.4 	Aufenthalt während des Asylfolgeverfahrens 

Der Ausländer hat sich bis zur Entscheidung über 
seinen Asylfolgeantrag in dem Bezirk aufzuhalten, 
auf den sein Aufenthalt während des früheren Asyl-
verfahrens räumlich beschränkt war. Eine Duldung 
nach Nummer 10.3.1 Satz 3 ist mit einer entspre-
chenden Auflage zu versehen. Ist der Ausländer zum 
Zeitpunkt der Stellung des Asylfolgeantrages noch in 
der Aufnahmeeinrichtung untergebracht, bleibt er bis 
zur Entscheidung der Außenstelle des Bundesamts, 
ob ein weiteres Asylverfahren durchgeführt wird, in 
der Aufnahmeeinrichtung; die ZABH wird nach 
Nummer 10.3 tätig. Einer besonderen Verfügung 
bedarf es nicht. 

	

10.5 	Aufenthaltsbeendigung 

10.5.1 Eine Abschiebung darf, soweit nachfolgend nichts 
anderes geregelt ist, nicht vollzogen werden, solange 
das Bundesamt nicht entschieden hat, ob ein weiteres 
Asylverfahren durchgeführt wird. Teilt das Bundes-
amt der ZABH oder der Ausländerbehörde mit, daß 
die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) nicht vorliegen, 
wird unverzüglich die Abschiebung eingeleitet, so-
fern der Ausländer den Asylfolgeantrag innerhalb 
von zwei Jahren, nachdem eine im früheren Asyl-
verfahren ergangene Abschiebungsandrohung oder 
-anordnung vollziehbar geworden ist, gestellt hat. Die 
Zustellung der Entscheidung des Bundesamts an den 
Asylbewerber braucht nicht abgewartet zu werden. 
Dem Asylbewerber ist jedoch spätestens zu Beginn 
der Abschiebung die Entscheidung des Bundesamts 
durch Aushändigung einer Ablichtung der Mitteilung 
des Bundesamts, daß die Voraussetzungen des § 51 
Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nicht 
vorliegen, zur Kenntnis zu bringen. 

10.5.2 Die Abschiebung kann bereits vor der Mitteilung des 
Bundesamtes vollzogen werden, 

10.5.2.1 wenn der Ausländer in einen sicheren Drittstaat abge-
schoben werden soll oder 

10.5.2.2 wenn der Ausländer nach einer zwischenzeitlichen 
Ausreise aus einem sicheren Drittstaat eingereist ist 
und nach § 61 Abs. 1 AuslG in diesen zurückgescho-
ben werden soll oder 

10.5.2.3 wenn der Folgeantrag offensichtlich unschlüssig ist. 

Hiervon kann insbesondere ausgegangen werden, 
wenn 

10.5.2.3.1 der Folgeantrag nicht begründet wird, 

10.5.2.3.2 offensichtlich ist, daß der Folgeantrag allein des-
halb gestellt wird, um eine unmittelbar bevorste- 
hende Abschiebung zu verhindern oder 

10.5.2.3.3 der Folgeantrag unter einem anderen Namen als der 
Asylantrag gestellt wird. 

10.5.2.4 Die Prüfung, ob ein Folgeantrag offensichtlich un-
schlüssig im Sinne des § 71 Abs. 5 Satz 2 Asy1VfG 
ist, obliegt der zuständigen Ausländerbehörde oder 
ggf. der ZABH. Die Entscheidung ist in den Akten 
festzuhalten. 

10.5.2.5 Ist die Abschiebung vor der Mitteilung des Bundes-
amts möglich, soll sie in der Regel durchgeführt 
werden. 

10.6 	Stellung eines Asylfolgeantrags vor dem 1. Ju-
li 1993 

Hat ein Ausländer einen Asylfolgeantrag vor dem 
`l. Juli 1993 gestellt, sind Nummer 10.2 und 10.5 
nicht anzuwenden. Bei der Aufenthaltsbeendigung 
ist § 71 Abs. 4 Asy1VfG in der Fassung vom 
26. Juni 1992 zu beachten. 

10.7 	Verfahren bei Mehrfachanträgen 

10.7.1 	Wird der ZABH oder der Ausländerbehörde be-
kannt, daß bei einem Asylbewerber ein Mehrfach-
antrag vorliegt, so ist unverzüglich die Außenstelle 
des Bundesamts zu unterrichten. 

10.7.2 	Die Entscheidung, welches der Asylverfahren fort-
geführt wird und welche Außenstelle des Bundes-
amts für die Entscheidung zuständig ist, obliegt 
dem Bundesamt, das die ZABH oder die Auslän-
derbehörde darüber unterrichtet. Wird das erste 
Asylverfahren fortgeführt, verpflichtet die ZABH 
oder die Ausländerbehörde den Asylbewerber, sich 
bei der für den Erstasylantrag zuständigen Aufnah-
meeinrichtung oder bei der Ausländerbehörde, auf 
deren Bezirk der Aufenthalt des Asylbewerbers bei 
seinem ersten Antrag räumlich beschränkt wurde, 

.zu melden. Von der Durchsetzung der Aufenthalts-
pflicht durch Anwendung unmittelbaren Zwangs 
und Beantragung von Haft (§ 59 Abs. 1 und 2 
Asy1VfG) ist, soweit erforderlich, Gebrauch zu ma-
chen. 

10.7.3 	Die ZABH oder die Ausländerbehörde unterrichtet 
unverzüglich 
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10.7.3.1 die für den Erstasylantrag zuständige Ausländerbe-
hörde (lt. AZR) 

10.7.3.2 die Ausländerbehörde, in deren Bezirk sich der Asyl-
bewerber aufzuhalten hat, 

10.7.3.3 die für die Gewährung von Leistungen zuständigen 
Stellen und 

10.7.3.4 bei der Antragstellung unter verschiedenen Namen 
die Polizei 

über die Mehrfachantragstellung. Die notwendigen 
Maßnahmen zur Zusammenlegung der einzelnen 
Akten werden durch die lt. AZR erstaktenführende 
Ausländerbehörde veranlaßt und durchgeführt. 

11 	Kosten, zurückgelassenes Eigentum 

11.1 	Abschiebungskosten 

11.1.1 Die Kosten der Abschiebung sind gemäß § 82 Abs. 1 
AuslG - unbeschadet der Regelungen nach § 82 
Abs. 2 - 4 AuslG - von dem abzuschiebenden Aus-
länder zu tragen. Eventuell vorhandene Barmittel, die 
die Höhe eines monatlichen Taschengeldes nach § 3 
Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz übersteigen, sind 
deshalb bei der Abschiebung durch die ZABH oder 
die Ausländerbehörde - im Einzelfall durch Anwen-
dung unmittelbaren Zwanges - als Sicherheitsleistung 
gemäß § 82 Abs. 5 AuslG einzubehalten. 

11.1.2 Abschiebungskosten, die nicht durch eigene Mittel 
des Ausländers gedeckt werden, trägt das Land. 

11.1.3 Die ZABH oder die Ausländerbehörde prüft, ob eine 
Inanspruchnahme des abgeschobenen Ausländers 
oder Dritter (§§ 82, 83 AuslG) in Betracht kommt, 
und erläßt im Einzelfall einen Leistungsbescheid. Die 
ZABH oder die Ausländerbehörde fordert hierbei 
auch Abschiebungskosten an. Abschiebungskosten, 
die weder durch' den Ausländer noch durch Dritte 
gedeckt sind, sind in der Ausländerakte zu dokumen-
tieren. 

11.1.4 Abschiebungskosten, die der Ausländerbehörde eines 
anderen Bundeslandes durch eine Abschiebung im 
Wege der Amtshilfe entstehen, sind dieser auf Antrag 
nach Maßgabe des § 8 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Brandenburg (VwVfG Bbg) zu 
erstatten. Erstattungsfähige Auslage im Sinne des § 8 
Abs. 1 Satz 2 VwVfG Bbg sind nur die tatsächlich 
entstandenen Abschiebungskosten (z. B. Flugtickets), 
nicht jedoch Verwaltungs- und Personalkosten. Ste-
hen aufgrund einer von dem Ausländer einbehaltenen 
Sicherheitsleistung ausreichende Mittel zur Verfü-
gung oder ist ersichtlich, daß die Abschiebungskosteri 
von dem Ausländer oder einem anderen Kosten-
schuldner durch Leistungsbescheid erhoben werden  

können, sind der Ausländerbehörde des anderen 
Bundeslandes auf Antrag auch sonstige Abschie-
bungskosten nach § 83 Abs. 1 AuslG zu erstatten 
(§ 8 Abs. 2 VwVfG Bbg). 

11.1.5 Führt die ZABH oder die Ausländerbehörde eine Ab-
schiebung im Wege der Amtshilfe für eine andere 
Ausländerbehörde durch, beantragt sie bei der ersu-
chenden Behörde die Erstattung der Kosten entspre-
chend Nummer 11.1.4. 

11.2 	Zurückgelassenes Eigentum des Ausländers 

11.2.1 Will oder muß der Ausländer bei einer Abschiebung 
oder Ausreise Eigentum zurücklassen, ist er zur Ab-
gabe einer schriftlichen Erklärung zu veranlassen, 
durch die er 

11.2.1.1 entweder einen Verfügungsberechtigten benennt, dem 
er die weitere Sorge für sein Eigentum überträgt und 
der gegebenenfalls die Verwertung seines Eigentums 
übernimmt oder 

11.2.1.2 auf sein Eigentum verzichtet. 

11.2.1.3 Wird eine solche Erklärung nicht abgegeben, muß 
aufgrund der Umstände des Einzelfalls entschieden 
werden, ob der Ausländer den Besitz der Sache in 
der Absicht aufgegeben hat, auf das Eigentum zu 
verzichten. Unter Umständen hat der Ausländer eine 
Sache auch verloren. Sie unterliegt dann den fund-
rechtlichen Vorschriften. Die Verwertung des Eigen-
tums im Rahmen der Vollstreckung (Nummer 11.2.3) 
bleibt unberührt. 

11.2.2 Die für die Unterbringung zuständige Stelle trägt 
dafür Sorge, daß das Eigentum bis zur Übernahme 
durch den Verfügungsberechtigten oder bis zur Ver-
wertung gemäß Nummer 11.2.3 nicht abhanden 
kommt und ordnungsgemäß gelagert wird. Sachen, 
die aus den in Nummer 6.9.5 genannten Gründen am 
Flughafen zurückgelassen werden müssen, sind von 
der ZABH oder der Ausländerbehörde zurückzubrin-
gen und der bisher für die Unterbringung zuständigen 
Stelle zu übergeben. 

11.2.3 Sind öffentlich-rechtliche Forderungen gegen die 
Ausländer offen, ist das Eigentum nach Maßgabe des 
Landesvollstreckungsgesetzes durch die für die jewei-
lige Forderung zuständige Vollstreckungsbehörde zu 
verwerten. Ist nach der Befriedigung der Ansprüche 
noch Eigentum des Ausländers vorhanden und wurde 
kein Verfügungsberechtigter benannt, ist das Eigen-
tum durch die für die Unterbringung zuständige 
Stelle zu verwerten. Hat der Ausländer nicht auf sein 
Eigentum verzichtet, ist ihm der Erlös - soweit mög-
lich - zu überlassen. 

k 
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Anderung des Standesamtsbezirkes Großräschen  

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 13. März 1997 

Mit Wirkung vom 1: März 1997 ist der Standesamtsbezirk 
Großräschen durch die Eingliederung der Gemeinde Sedlitz in 
die Stadt Senftenberg geändert. Er umfaßt die Gemeinden 
Allmosen, Barzig, Freienhufen, Großräschen, Säalhausen, 
Wormlage und Woschkow. 

Auflösung der Urkundenstellen 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 14. März 1997 

Gemäß der Verordnung über die Auflösung der Urkunden-
stellen im Land Brandenburg (UStAuf1V) vom 21. Juli 1995 
wurden folgende Urkundenstellen aufgelöst: 

- 	im Landkreis ' Dahme-Spreewald die Urkundenstelle Kö-
nigs Wusterhausen zum 19. Dezember 1996 

im Landkreis Märkisch-Oderland die Urkundenstelle See-
low  zum 12. August 1996 und die Urkundenstelle  Straus-
berg  zum 1. November 1996 

- im Landkreis  Spree-Neiße die Urkundenstelle  Cottbus-
Land zum 31. Dezember 1996 

- 	im Landkreis Uckermark die Urkundenstelle Prenzlau zum 
17. Dezember 1996. 

Verwaltungsvorschrift der Ministerin der Finanzen 
zur Gewährung von Jubiläumszuwendungen 

an Beamte und Richter 
des Landes Brandenburg (JubVwV) 

Vom 3. März 1997 

Auf Grund des § 45 Abs. 4 des Landesbeamtengesetzes be-
stimme ich im Einvernehmen mit dem Minister des Innern: 

1. Die Beamten des Landes erhalten bei Dienstjubiläen eine 
Jubiläumszuwendung und eine Dankurkunde nach der. 
Verordnung über die Gewährung von Jubiläumszuwendun-
gen an die Beamten und Richter des Bundes (JubV) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

z. Bei der Durchführung der Verordnung ist folgendes zu 
beachten: 

a) Die für die Gewährung der Jubiläumszuwendung maß-
gebende Dienstzeit, das Jubiläumsdienstalter, wird von 
der personalaktenführenden Stelle festgesetzt. 

b) Für die Dankurkunde ist das als Anlage beigefügte 
Muster zu verwenden. 

c) Die Dankurkunde wird unterzeichnet 

- bei Urkunden für ein 25jähriges Dienstjubiläum 

von der Person, die die oberste Dienstbehörde be-
stimmt 

- bei Urkunden für ein_ 40- oder 50jähriges Dienst-
jubiläum 

vom Ministerpräsidenten. 

d) Form und Ausfertigung der Dankurkunden für Beamte 
des Landtages bestimmt der Präsident des Landtages. 

e) Die Dankurkunde ist nach Möglichkeit vom Leiter der 
personalaktenführenden Stelle oder von dessen stän-
digem Vertreter auszuhändigen. 

f) Die Jubiläumszuwendung wird nach Anweisung durch 
die personalaktenführende Stelle von der Oberfinanz-
direktion  Cottbus  - Zentrale Bezügestelle des Landes 
Brandenburg - ausgezahlt. 

g)  Wird ein zum Land Brandenburg abgeordneter Be-
amter in den Landesdienst versetzt, ohne von seinem 
bisherigen Dienstherrn eine Geldzuwendung aus dem-
selben Anlaß erhalten zu haben, so erhält er die nach 
der JubV zu gewährende Zuwendung auch dann, wenn 
der Tag des Dienstjubiläums bei der Versetzung be-
reits verstrichen ist. 

3. Die Nummern 1 und 2 gelten für Richter des Landes ent-
sprechend. 

4. Die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten-  und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
regeln die Ausführung des § 45 Abs. 4 des Landesbeam-
tengesetzes in eigener Zuständigkeit unter Beachtung des 
§ 5 Abs. 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes. 

5. Beamte und Richter, die vor Inkrafttreten dieser Verwal-
tungsvorschrift eine Dienstzeit nach § 1 JubV vollendet 
haben und zu dem maßgebenden Zeitpunkt in einem Be-
amten- oder Richterverhältnis zum Land Brandenburg 
standen, erhalten die Jubiläumszuwendung nachträglich. 
Dies gilt nicht, wenn aus demselben Anlaß bereits eine 
Jubiläumszuwendung aus öffentlichen Mitteln gewährt 
worden ist. 

6. Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 
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Anlage 

Dankurkunde 

Im Namen des 

Landes Brandenburg 

spreche ich 

Frau/Herrn 	  (Amtsbezeichnung) 

	  (Vor- und Zuname) 

zur Vollendung einer Dienstzeit 

von 	Jahren am 	 19 	 

für die geleisteten treuen Dienste 

meinen Dank und meine Anerkennung aus. 

	  , den 	 19 	 

(Ort) 	 (Datum) 

(Dienstbehörde) 

(Unterschrift) 

(Siegel)  
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Mitteilung des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen zur 

"Richtlinie zur Förderung von Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen - ABM-Grundförderung -" 

Vom 7. März 1997 

Die "Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Frauen zur Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen - ABM-Grundförderung -" vom 31. März 1996, letzte 
Änderung veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg (ABI, 
1997 S. 66) wird zum 31. März 1997 außer Kraft gesetzt. 
Zum 1. April 1997 tritt eine Neufassung der Richtlinie in 
Kraft. Die Änderungen beziehen sich auf die Ziffer 4.1 der 
Richtlinie ('Kumulationsverbot'), die Ziffer 5.2 (Festbetrags-
finanzierung bei Förderungen nach Punkt 2.1) und die Zif-
fer 5.4.1 (Erhöhung des Zuschusses). 

Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen 

zur Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
- ABM-Grundförderung - 

Vom 5. März. 1997 

1. Zuwendungszweck/Rechtsgrundlage 

1.1  Das Land kann nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
Verwaltungsvorschriften Zuwendungen für Maßnahmen 
nach §§ 91 ff. AFG gewähren. 

1.2 Ziel der Förderung ist, durch eine Ergänzung der För-
derung der Bundesanstalt für Arbeit die Voraussetzun-
gen zur Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in Maßnahmen nach §§ 91 ff. Arbeits-
förderungsgesetz (AFG) zu schaffen und die Qualität 
der durchgeführten Maßnahmen durch Qualifizierung 
und begleitende fachliche Anleitung zu erhöhen, um die 
Vermittelbarkeit der geförderten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen in reguläre Arbeitsplätze zu verbes-
sern. 

1.3 	Frauen sollen entsprechend ihrem Anteil an den Arbeits- 
losen gefördert werden. 

1.4 Zuwendungen sind freiwillige Leistungen des Landes. 
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet auf-
grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. 

2.2 	Maßnahmekosten zur beschäftigungsbegleitenden Quali- 
fizierung 

- Lehrgangskosten (Personalkosten für Lehrkräfte, 
Sach- und Lehrmaterialkosten), 

- fachliche Anleitung, 

- Fahrtkosten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
zum Lehrgangsort, 

Unterkunftskosten und Kosten für den Verpfle-
gungsmehraufwand bei Lehrgängen mit auswärtiger 
Unterbringung. 

2.3 Investitionen 

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger sind Träger von Maßnahmen 
nach §§ 91 ff. AFG. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist insoweit aus-
geschlossen, als derselbe Förderzweck aus anderen 
öffentlichen Mitteln bezuschußt wird. Dies gilt nicht für: 

- Förderungen der EU und des Bundes, 

- Förderungen der Landkreise und Kommunen, 

Förderungen nach der Richtlinie zur Förderung von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gemäß § 96 AFG 
- Verstärkte Förderung - des MASGF vom 
31. März 1996 und 

- Förderungen nach der Richtlinie "Arbeit statt So- 
zialhilfe" des MASGF vom 31. März 1996. 

4.2 Bewilligungen des Bundes, die Zuschüssen nach dieser 
Richtlinie entsprechen oder mit ihnen vergleichbar sind, 
haben Vorrang und werden auf Zahlungen nach dieser 
Richtlinie angerechnet. 

4.3 Bevorzugt zu fördern sind Maßnahmen, die: 

4.3.1 wettbewerblich vergeben werden (Vergabe-ABM), 

4.3.2 von ihrer inhaltlichen Konzeption oder zu erwartenden 
Entlastungswirkungen her von besonderer arbeitsmarkt-
licher Bedeutung sind. Hierzu zählen Maßnahmen, die 

~ 

- Qualifizierung und Beschäftigung verknüpfen, 

2. 	Gegenstand der Förderung 
in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsuntemehmen 

2.1 	Sach- und Personalkosten 
	

durchgeführt werden, 
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- zur Schaffung von erwerbswirtschaftlichen Arbeits-
plätzen führen; 

4.3.3 in regionale Entwicklungskonzeptionen eingebunden 
sind und folgenden Schwerpunkten der Operationellen 
Programme 1994 - 1999 für die Strukturfondsinterven-
tionen im Land Brandenburg zugeordnet werden kön-
nen: 

- Unterstützung produktiver Investitionen und ergän-
zender Infrastrukturen, 

- Unterstützung von Forschung, technologischer Ent-
wicklung sowie Innovation, 

- Schutz und Verbesserung der Umwelt, 

- Entwicklung der ländlichen Gebiete; 

4.3.4 überwiegend Personengruppen beschäftigen, deren Inte-
gration in den Arbeitsmarkt besondere Schwierigkeiten 
bereitet; hierzu zählen Arbeitslose, die länger als ein 
Jahr ohne Beschäftigung sind, Frauen ab 45 Jahre, Män-
ner ab 50 Jahre, Alleinerziehende, Schwerbehinderte, 
Jugendliche bis 27 Jahre. 

4.4 Soweit eine beschäftigungsbegleitende Qualifizierung 
nach Punkt 2.2 gefördert wird, ist in einem Bildungs-
plan nachzuweisen, daß die beschäftigungsbegleitende 
Qualifizierung dazu dient, 

die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur Durch-
führung an der ABM zu befähigen und/oder 
das individuelle Qualifikationsniveau und damit die 
Vermittlungschancen der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer am Arbeitsmarkt zu verbessern. 

4.5 Die nach Punkt 2.2 zu fördernde fachliche Anleitung 
kann durch Eigenpersonal oder Wirtschaftsuntemehmen 
erfolgen. Voraussetzung zur Förderung der fachlichen 
Anleitung durch Eigenpersonal ist, daß das Anleitungs-
personal im Berufsfeld der Maßnahme eine mehrjährige 
Berufserfahrung oder einen anerkannten Abschluß und 
pädagogische Erfahrung aufweist. 

Bei der fachlichen Anleitung durch Wirtschaftsunter-
nehmen ist eine Ausschreibung nach VOB/VOL vor-
zunehmen. 

4.6 	Voraussetzung für die Förderung von Investitionsgütern 
nach Punkt 2.3 ist, daß 

- die Investitionsgüter im sachlichen Zusammenhang 
zu den durchzuführenden Arbeiten stehen und die 
Maßnahmen einem der folgenden Schwerpunkte 
zugeordnet werden können: 

- Verbesserung der Infrastruktur, 
- Erhaltung oder Verbesserung der Umwelt, 
- Unterstützung von Forschung und Innovation,  

- Zusammenarbeit mit Wirtschaftsunternehmen, 

- 	der Träger mit einem Eigenanteil in Höhe von 50 % 
an der Finanzierung der Investitionsgüter beteiligt 
ist. 

Ausgeschlossen von der Investitionsförderung sind Maß-
nahmen, die den Bereichen Büro und Verwaltung zu-
geordnet werden können, sowie ABM mit Beratungs-
charakter. 

Ein Zuschuß zu den Investitionen kann nur gewährt 
werden, soweit der Träger darlegt, daß eine Durchfüh-
rung der Maßnahme andernfalls nicht möglich ist. Bei 
der Antragsprüfung ist dabei ein strenger Maßstab anzu-
legen. 

5. 	Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1 Zuwendungsart: 	Projektförderung 

5.2 	Finanzierungsart: 	zu 2.1 Festbetragsfinanzierung 
zu 2.2 Fehlbedarfsfinanzierung 
zu 2.3 Fehlbedarfsfinanzierung 

5.3 Form der Zuwendung: Zuschuß/Zuweisung 

5.4 Fördersatz/Förderbetrag und Bemessungsgrundlage 

5.4.1 Zu 2.1: Sach- und Personalkosten in Höhe von 
250,- DM pro. Maßnahmeteilnehmerin oder -teilnehmer 
und Monat. Werden im Rahmen der Maßnahme die 
durchzuführenden Arbeiten wettbewerblich vergeben, 
kann der Zuschuß 350,- DM betragen. Berücksichti-
gungsfähig sind maximal 300 Teilnehmerinnen bzw. 
Teilnehmer je Maßnahmeträger. Förderfähig sind auch 
Personalkosten, die durch den zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand der ABM-Teilnehmerinnen bzw. -Teilnehmer 
entstehen. 

5.4.2 Zu 2.2: Ein monatlicher Zuschuß zur beschäftigungs-
begleitenden Qualifizierung bis zu 150,- DM je Teil-
nehmerin oder Teilnehmer. Berücksichtigungsfähig sind 
maximal 300 Teilnehmer je Maßnahmeträger. 

Für Träger mit einer Teilnehmerzahl bis zu 50, an deren 
Förderung ein besonderes arbeitsmarktpolitisches oder 
strukturpolitisches Interesse besteht, kann ein Zuschuß 
bis zu 250,- DM pro Teilnehmerin und Teilnehmer 
gewährt werden. 

Dabei gilt: 

- Bei Lehrgängen werden bis zu 416 Stunden/Jahr 
(entspricht 20 % von 2080 Jahresarbeitsstunden) 
gefördert. 
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Die Höhe der Zuwendung beträgt bei Lehrgängen in 
der Regel bis zu 5,- DM pro Teilnehmerin oder 
Teilnehmer und Stunde. 

- 	Bei fachlicher Anleitung, die auf ein Jahr ausgelegt 
ist, kann die fachliche Anleitung maximal 
1040 Stunden (entspricht 50 % von 2080 Jahresar-
beitsstunden) umfassen. Der monatliche Zuschuß bei 
der fachlichen Anleitung durch Eigenpersonal ist pro 
Anleiterstelle auf 4.600;  DM begrenzt. 

5.4.3 Bei gleichzeitiger Förderung nach 2.1 und 2.3 werden 
die Zuwendungen nach 2.3 auf die Zuwendungen nach 
2.1 angerechnet. 

Pro ABM-Projekt kann maximal ein Zuschuß zu den 
Investitionen in Höhe von 50.000 DM gewährt werden. 

Für Investitionsgüter, die aus Zuwendungen nach dieser 
Richtlinie beschafft, wurden, wird in den Nebenbestim-
mungen des Zuwendungsbescheides eine Zweckbin-
dungsfrist von mindestens einem Jahr festgelegt. 

Innerhalb dieser zeitlichen Bindung führt eine Verwen-
dung der Investitionsgüter entgegen dem Zuwendungs-
zweck oder eine Nichtverwendung regelmäßig zum 
Widerruf und gegebenenfalls zur Erstattung. Soweit die 
Investitionsgüter vor Ablauf dieser Fristen außerhalb des 
geförderten Projektes verwendet werden sollen, ist die 
Bewilligungsstelle unverzüglich zu unterrichten. Diese 
entscheidet daraufhin über den Verbleib der Investitions-
güter. 

Die Bewilligungsbehörde behält sich eine Regelung im 
Wege einer besonderen Nebenbestimmung gemäß § 36 
VwVfGBbg im Zuwendungsbescheid vor, wie nach 
Ablauf der Zweckbindungsfrist weiter mit den aus Zu-
wendungsmitteln beschafften Investitionsgütern zu ver-
fahren ist. 

Insbesondere kann im Einzelfall geregelt werden, ob der 
Restwert (Zeit- oder Verkehrswert) zu erstatten ist oder 
die Investitionsgüter zu veräußern sind, wobei die Ein-
willigung der Bewilligungsbehörde mit weiteren Aufla-
gen verbunden werden kann, oder ob eine Veräußerung 
und Übereignung an einen von der Behörde zu bestim-
menden Dritten zu erfolgen hat. 

Dabei ist jeweils der vom Zuwendungsempfänger einge-
brachte Eigenanteil (4.6) zu berücksichtigen. 

5.5 Förderdauer 

Die Förderdauer beträgt maximal 1 Jahr. 

6. 	Verfahren 

6.1 Antragsverfahren 

Anträge sind zu stellen bei der  

Programmzentrale des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen 
bei der LASA Brandenburg GmbH 
Gartenstraße 2 
14482 Potsdam 

bzw. 

Postfach  90 02 37 
14438 Potsdam 
(Tel.: 03 31/76 12 00).  

Wird eine Förderung gemäß 2.2 beantragt, ist dem An-
trag ein Bildungsplan gemäß 4.4 beizufügen. 

6.2 Zu beachtende Vorschriften 

6.2.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendungen gelten die VV/ 
VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderricht-
linie Abweichungen zugelassen worden sind. 

6.2.2 Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen kann durch Erlaß weiterer Regelungen Einzel-
heiten zur Steigerung des Frauenanteils an den Förder-
fällen (1.2) festlegen. 

7.  Statistik 

Zur Antragsbearbeitung, Aus- und Bewertung der Förde-
rung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer För-
derstatistik erfaßt das Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen/die Programmzentrale des 
MASGF beider LASA insbesondere Informationen zu 
den Maßnahmen/Projekten, den geförderten Personen-
gruppen, der Art der Beschäftigung, der Höhe und Dau-
er der Förderung sowie zum Verbleib nach der Förde-
rung in der notwendigen Differenzierung. Die Wir-
kungskontrolle umfaßt insbesondere die Zahl der Begün-
stigten der Sachkostenförderung sowie die jeweilige Ge-
samtdauer der Förderung, die Zahl der beschäftigungs-
begleitenden Qualifizierungen sowie die jeweilige Ge-
samtdauer der Förderung und die Zahl und Dauer der 
fachlichen Anleitungen sowie die Zahl der jeweiligen 
Maßnahmeteilnehmerinnen bzw. -teilnehmer. 

Ein entsprechender Hinweis an den Zuwendungsemp-
fänger ist in den Zuwendungsbescheid aufzunehmen. 

B. 	Geltungsdauer 

Die Förderrichtlinie tritt am 1.4.1997 in Kraft und am 
31.12.1998 außer Kraft. 

Die Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
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Gesundheit und Frauen zur Förderung von Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen - ABM-Grundförderung - vom 
31. März 1996 (ABI. 1997 S. 66) tritt damit außer 
Kraft. 

Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen zur Qualifizierung und 

Beratung von Existenzgründerinnen und -gründern 
aus der Arbeitslosigkeit 

Vom, 1. April 1997 

1. Förderzweek/Rechtsgrundlage 

1.1 Das Land kann auch unter Einsatz von Mitteln der 
Europäischen Union nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) Zuwendungen für Maßnahmen 
zur Qualifizierung und Beratung von Existenzgründerin-
nen und -gründem gewähren. 

1.2 Ziel der Förderung ist die Unterstützung bei der Unter-
nehmensgründung durch die Förderung von Qualifizie-
rung und begleitender Beratung. Die angemessene Ver-
bindung von Qualifizierung und begleitender Beratung 
soll Hilfe bei der Vorbereitung der zur Existenzgrün-
dung notwendigen Schritte bieten, sie begleiten und 
unterstützen. Mit der Förderung soll Arbeitslosen die 
Möglichkeit zur Schaffung einer selbständigen Existenz-
grundlage geboten werden. 

1.3 Zuwendungen sind freiwillige Leistungen des Landes. 
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung 
besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet 
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung 

Maßnahmen, die 

- 	ausgerichtet sind auf Qualifizierung und begleitende 
Beratung von Existenzgründerinnen und -gründern, 

- keinen Vollzeitcharakter besitzen, 

- in die Phasen 

a) Qualifizierung gekoppelt mit Beratung, 
b) Beratung mit Qualifizierungsanteilen 

gegliedert sind 

und 

- bis zu 9 Monate dauern, wobei die Gründung in-
nerhalb dieses Zeitraumes gewünscht ist und die  

weitere Teilnahme an der Maßnahme nicht aus-
schließt. 

Den Maßnahmen soll ein bis zu 10tägiges Entschei-
dungs-Training vorangehen. 

3. Zuwendungsempfänger 

- 	Unternehmen des privaten Rechts, 

- juristische Personen des öffentlichen Rechts. 

4. 	Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 	Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist insoweit aus-
geschlossen, als derselbe Förderzweck aus anderen 
öffentlichen Mitteln bezuschußt wird. 

4.2 Frauen sollen mindestens 50 % der Teilnehmerinnen/ 
Teilnehmer stellen. 

4.3 Eine Förderung kann nur für die Qualifizierung und 
- 	begleitende Beratung von Arbeitslosen mit Hauptwohn-

sitz in Brandenburg gewährt werden, die erstmalig eine 
selbständige Existenz gründen 

4.4 Eine Förderung von Qualifizierung und Beratung setzt 
die Teilnahme von mindestens 15 und höchstens 22 Per-
sonen an der geförderten Maßnahme voraus. Sinkt die 
Anzahl der Teilnehmerinnen/Teilnehmer unter 8, kann 
die Maßnahme mit einer anderen geförderten Maßnahme 
zusammengelegt werden. 

4.5 Vorrangig gefördert werden Träger, die Erfolge bei 
vergleichbaren früheren Maßnahmen nachweisen können 
(z. B. Einrichtungen, die bereits Existenzgründungssemi-
nare durchgeführt haben und mit in diesem Bereich 
erfahrenen Fachdozentinnen/Fachdozenten bzw. -berate-
rinnen/-beratem zusammenarbeiten). 

4.6 	Der Träger verpflichtet sich, vor Ablauf der Maßnahme 
eine Präsentation der Existenzgründungsvorhaben mit 
den Teilnehmerinnen/Teilnehmem vor einem Kreis von 
Fachleuten und sonstigen an der Existenzgründung in 
der Region interessierten Personen zu veranstalten. 

5. Art und Umfang der Förderung, Höhe der Zuwen-
dung/Bemessungsgrundlage 

5.1 Zuwendungsart: 	Projektförderung 

5.2 Finanzierungsart: Vollfinanzierung 

5.3 	Form der Zuwendung: Zusehuß/Zuweisung 

5.4 	Förderfähig sind: 	- Kosten für Lehrpersonal, 
- 	'Kosten für Lehr- und Lern- 

materialien, 
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- Miete und Betriebskosten 
für Schulungsräume, 
Regie- und Verwaltungs-
kosten. 

5.5 Höhe der Förderung: 

Das Entscheidungs-Training wird in Höhe von 
1.6.00 DM je Tag und Maßnahme (maximal 10 Ta-
ge) gefördert. 

- Die Maßnahmekosten für Qualifizierung und Bera-
tung werden je Teilnehmerin/Teilnehmer in Höhe 
von insgesamt 7.000 DM für den Zeitraum von bis 
zu 9 Monaten gefördert. 

6. 	Verfahren 

6.1 Antragsverfahren: 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- 	aussagefähige Nachweise der Befähigung zur Durch-
führung der Qualifizierung und Beratung (z. B. bis-
herige Projekterfahrung im Bereich Existenzgründer-
qualifizierung und -beratung einschl. Referenzen), 

- Nachweis der Zusammenarbeit mit einer erfahrenen 
Unternehmensberatung bzw. qualifizierten Fachdo-
zenten, 

- ausführliche Darstellung der inhaltlichen Schwer-
punkte des Entscheidungs-Trainings  (max.  10 Tage) 
und der Qualifizierungs- und Beratungsphasen  (max.  
9 Monate), je Teilnehmerin/Teilnehmer müssen 
mindestens 390 Stunden an Qualifizierung/Beratung, 
verteilt auf den Maßnahmezeitraum, zur Verfügung 
gestellt werden, 

- 	Qualifikationsprofile der vorgesehenen Fachdozenten 
und Berater, 

- Finanzierungsplan. 

Anträge sind zu richten an die: 

Programmzentrale des 
Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen 
bei der Landesagentur für Struktur und Arbeit 
(LASA) GmbH 
Gartenstraße 2 
14482 Potsdam. 

Zur Unterstützung der Entscheidungsfindung über die 
Anträge in der Programmzentrale der LASA GmbH soll 
externer Sachverstand in der Form eines Auswahlgremi-
ums hinzugezogen werden. 

6.2 Auszahlungsverfahren: 

Die Auszahlung erfolgt auf Mittelanforderung 

- für das Entscheidungs-Training in 2 Raten: 

50 % vor Beginn der Maßnahme, 
50 % nach Maßnahmeende und Vorlage der 
Teilnehmerliste; 

- für die Maßnahmekosten für Qualifizierung und 
Beratung in 3 Raten: 

bis zu 3.000 DM je Teilnehmerin/Teilnehmer 
für die Phase a) 

Qualifizierung gekoppelt mit Beratung, die 
bis zu 4 Monate dauert, auf der Basis der 
Teilnehmerlisten. Im 1. Monat dieser Phase 
besteht die Möglichkeit, eine Teilnehmer-
fluktuation auszugleichen; 

bis zu 4.000 DM je Teilnehmerin/Teilnehmer 
für die Phase b), 

davon 2.000 DM am Beginn des 5. Monats 
und 
2.000 DM nach Beendigung der 
Maßnahme. 

6.3 Zu beachtende Vorschriften 

6.3.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu § 44 
LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichun-
gen zugelassen werden. 

6.3.2 Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Frauen (MASGF) kann durch Erlaß weiterer Regelungen 
Einzelheiten zur Steigerung des Frauenanteils an den 
Förderfällen (4.2) festlegen. 

7. 	Statistik 

7.1 	Zur Antragsbearbeitung, Auswertung und Bewertung der 
Förderung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer 
Förderstatistik erfaßt das Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit und Frauen oder eine von ihm beauf-
tragte Stelle in der notwendigen Differenzierung ins-
besondere Informationen zu den Maßnahmen, den geför-
derten Personen, der Art der Qualifizierung und Bera-
tung, der Höhe und Dauer der Förderung sowie zum 
Verbleib der Teilnehmerinnen/Teilnehmer nach der 
Förderung. Ein entsprechender Hinweis an den Zuwen-
dungsempfänger ist in den Zuwendungsbescheid auf-
zunehmen. 

7.2 	Die Wirkungskontrolle umfaßt insbesondere die tatsäch-
lichen Existenzgründungen, die Anzahl der geschaffenen 

f 
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Arbeitsplätze sowie der geförderten Arbeitslosen und zu 
einem späteren Zeitpunkt die Zahl der Übergänge in 
unbefristete/befristete Arbeitsverhältnisse. 

B. 	Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt am 1. April 1997 in Kraft und am 
31. Dezember 1998 außer Kraft. 

von EU-Beihilfen zur Förderung der Landwirtschaft auf der 
Grundlage des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems 
(InVeKoS), des automatisierten Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesens sowie des Reformierten Rechnungsabschlußver-
fahrens des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abt. Garantie, entstehen, 

folgende Vereinbarung: 

§1 
Gegenstand der Vereinbarung 

Bekanntmachung des Abkommens zwischen 
dem Minister für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten des Landes Brandenburg und dem Senator 
für Wirtschaft und Betriebe des Landes Berlin 
über die Durchführung technischer Aufgaben 

im Rahmen der EU-Agrarförderung 

Vom 28. Februar 1997 

Das am 19. Dezember 1996 unterzeichnete Abkommen zwi-
schen dem Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
des Landes Brandenburg und dem Senator für Wirtschaft und 
Betriebe des Landes Berlin über die Durchführung technischer 
Aufgaben im Rahmen der EU- Agrarförderung ist nach seinem 
Artikel 6 am 2. Januar 1997 in Kraft getreten. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Potsdam, den 28. Februar 1997 

Der Minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten  

Edwin Zimmermann  

Abkommen über die Durchführung 
technischer Aufgaben im Rahmen 

der EU-Agrarförderung 

Der Senator für Wirtschaft und Betriebe des Landes Berlin, 
- nachfolgend Berlin - 

und 

der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des 
Landes Brandenburg 

- nachfolgend Brandenburg - 

schließen 

zur Durchführung technischer Verwaltungsaufgaben Berlins, 
die im Zusammenhang mit der automatisierten Verwaltung 

(1) Das Landesamt für Ernährung, Landwirtschaft und Flur-
neuordnung Frankfurt/Oder (LELF) führt für Berlin die techni-
schen Verwaltungsaufgaben im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/95 des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 durch. Zugleich führt es die damit unmittelbar 
verbundenen technischen Verwaltungsaufgaben für die auto-
matisierte Auszahlung der Beihilfen sowie übergreifende Ab-
gleiche im Rahmen des InVeKoS durch. 

(2) Alle technischen Verwaltungsaufgaben Berlins, für deren 
Durchführung sich Berlin des LELF bedient, sind von Berlin 
fachlich zu begleiten und zu verantworten. 

(3) Alle Datenverarbeitungsabläufe für Berlin werden im 
LELF von den Brandenburger Verfahren getrennt geführt und 
bearbeitet. 

§2 
Leistungen Berlins 

(1) Zum Zweck der Umsetzung dieses Abkommens erwirbt 
Berlin die erforderliche Lizenz für die Software "PROFIL-
AMT", 'PROFIL-LAND" sowie "PROFIL-RAVEL". Testung, 
Abnahme und Freigabe dieser Programmsoftware erfolgt durch 
Berlin unter Mitwirkung des LELF. Die Kosten für die Pflege 
und Wartung der von ihm erworbenen Software trägt Berlin. 
Entsprechendes gilt bei erforderlichen Neuentwicklungen und 
Änderungen. 

(2) Berlin stellt die zusätzlichen fachlichen Personalkapazitä-
ten nach den Erfordernissen des jeweiligen Verfahrens dem 
LELF zur Verfügung. 

(3) Von den für die Durchführung dieses Abkommens erfor-
derlichen Hardware-Investitionen im LELF trägt Berlin für das 
Jahr 1996 gegen entsprechenden Nachweis einmalig einen 
Kostenanteil von 20.353 DM. Im übrigen trägt Berlin ein 
Siebzehntel der jährlich tatsächlich anfallenden Sachkosten, zu 
denen der Nachweis durch das LELF jährlich geführt wird, 
insbesondere für Archivhaltung und allgemeine Sachaufwen-
dungen. 

§3 
Leistungen des LELF 

Das LELF übernimmt für.Berlin auf der Grundlage der Soft- 
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ware  "PROFIL.-LAND" und 'PROFIL-RAVEL" die automa-
tisierte Verarbeitung der von Berlin mit der Software 
"PROFIL-AMT" erfaßten und an das LELF weitergeleiteten 
Daten für die Anordnung der Zahlungen durch Berlin, die 
Verbuchung im LELF sowie für Mitteilungen und Informatio-
nen Berlins an den Bund und die EU. 

§4 
Schriftform 

Anderungen dieses Abkommens bedürfen der Schriftform. 

§5 
Datenschutz 

Es gelten die jeweiligen datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen. 

§6 
Inkrafttreten, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Werktag des auf die 
Unterzeichnung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Dieses Abkommen kann mit einer einjährigen Frist zum 
Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. 

Abgabe amtlicher Veröffentlichungen 
an Bibliotheken 

Gemeinsamer Runderlaß des Ministeriums des Innern, 
des Chefs der Staatskanzlei, des Ministeriums der Justiz 

und für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport, 

des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur, des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Frauen, des Ministeriums für Wirtschaft, 
Mittelstand und Technologie, des Ministeriums für 

Umwelt, Naturschutz und Raumordnung, 
des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten, des Ministeriums für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr und 

des Ministeriums der Finanzen 
Vom 7. März 1997 - 

1. Alle Behörden, Dienststellen und Einrichtungen des Lan-
des haben von allen durch sie herausgegebenen oder in 
ihrem Auftrag einmalig oder laufend erscheinenden amtli-
chen Veröffentlichungen (und von jeder physischen Form, 
in der die amtliche Veröffentlichung erscheintX unentgelt-
lich unmittelbar nach ihrem Erscheinen abzugeben: 

1.1 je ein Exemplar an 

die Stadt- und Landesbibliothek Potsdam, 
das Brandenburgische Landeshauptarchiv, 
die Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbe- 
sitz, Abteilung Amtsdruckschriften und Internationaler 
Amtlicher Schriftentausch, 
die Bayerische Staatsbibliothek in München und 
die Bibliothek des Deutschen Bundestages in Bonn 
sowie 
zwei Exemplare an die Deutsche Bücherei in Leipzig 
(Deutsche Bibliothek); 

Elmar  Pieroth 	 Edwin Zimmermann  

Außerkraftsetzung einer Förderrichtlinie 

Erlaß des Ministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Vom 10. März 1997 

Die Richtlinie des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten über die Gewährung von Zuwendungen für die 
Wiederaufforstung von Waldbrandflächen vom 10. Mai 1994 
(ABI. S. 587) tritt mit Wirkung vom 15. März 1997 außer 
Kraft. 

1.2 darüber hinaus auf Anforderung für Zwecke des Interna-
tionalen Amtlichen Schriftentausches bis zu zehn unent-
geltliche Exemplare an 

die Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz, 
Abteilung Amtsdruckschriften und 
Internationaler Amtlicher Schriftentausch. 

2. Von der Abgabe sind ausgeschlossen: 

a) Verschlußsachen, 
b) ausschließlich für den inneren Dienstgebrauch be-

stimmte Drucksachen, 
c) Drucksachen, die lediglich zur Information von Pres-

se, Rundfunk und Fernsehen bestimmt sind, 
d) Formblätter und Vordrucke. 

2.1 Von der Abgabe nach Nummer 1.2 können solche amtli-
chen Veröffentlichungen ausgenommen werden, bei denen 
die Kosten des Einzelexemplars unverhältnismäßig hoch 
sind und deren Abgabe deshalb eine nicht vertretbare 
Etatbelastung verursachen würde. 
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2.2 Wissenschaftliche Veröffentlichungen der oder aus den 
Hochschulen gelten nicht als amtliche Veröffentlichungen. 
Sie können jedoch im Interesse einer überregionalen Ver-
breitung an die Staatsbibliotheken in Berlin und München 
Bowie an die Bibliothek des Deutschen Bundestages in 
Bonn jeweils in einem Exemplar unentgeltlich abgegeben 
werden. 

2.3 Karten .und Pläne amtlicher Stellen sind amtliche Veröf-
fentlichungen; für sie besteht eine Abgabepflicht. 

2.4 In Zweifelsfällen entscheidet das zuständige Ministerium 
im Benehmen -mit dem Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur über die Abgabepflicht. 

3. Für die Abgabe von amtlichen Veröffentlichungen ist es 
unerheblich, ob sie im Selbstverlag des amtlichen Her-
ausgebers oder bei einem kommerziellen Verlag erschei-
nen. Auch in letzterem Fall hat der amtliche Herausgeber  

dafür Sorge zu tragen, daß die amtlichen Veröffentlichun-
gen unaufgefordert, unverzüglich und unentgeltlich den in 
Nummer 1 genannten Bibliotheken zugehen. 

Periodische Veröffentlichungen sind unverzüglich nach 
Erscheinen der jeweiligen Hefte oder Teillieferungen 
abzugeben. 

4. Die amtsfreien Gemeinden, Amter, Landkreise und kreis-
freien Städte sowie die der Aufsicht des Landes unter-
stehenden sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts werden gebeten, für ihren 
Bereich entsprechend zu verfahren. 

5. Dieser Erlaß tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft. Der Erlaß der Landesregierung über die Abgabe 
amtlicher Drucksachen an öffentliche Bibliotheken vom 
30. November 1993 (ABI. S. 1742) tritt gleichzeitig außer 
Kraft. 
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hoheitliche Tätigkeit ist. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen. 
Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muß bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein. 
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